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und der Fraktion der SPD 
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und den Fokus auf die Wirtschaftlichkeit stärken 
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Antrag der Abgeordneten Dr. Anton Hofreiter, 
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weiterer Abgeordneter und der Fraktion 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
 
Transparenz in Public Privat Partnerships im 
Verkehrswesen 
 
BT-Drucksache 17/5258 
 
Vorsitzender: Liebe Kolleginnen und Kollegen, 
meine Damen und Herren, sehr geehrte Gäste, 
ich begrüße Sie ganz herzlich zu unserer 82. 
Sitzung, zur Anhörung zum Thema Öffent-
lich-Private-Partnerschaften! Gegenstand der 
Anhörung sind ein Antrag der SPD-Fraktion und 
ein Antrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN. Als Sachverständige darf ich ganz 
herzlich begrüßen: Herrn Prof. Thorsten Beckers 
von der Technischen Universität Berlin (TU 
Berlin), Herrn Prof. Torsten R. Böger von der 
Verkehrsinfrastrukturfinanzierungsgesellschaft 
(VIFG), Frau Ministerialrätin Romy Moebus und 
Herrn Ralf Bönte vom Bundesrechnungshof 
(BRH), Herrn Dietrich Klein von ver.di, Herrn 
Bernward Kulle von der ÖPP Deutschland AG, 
Herrn Felix Pakleppa vom Zentralverband 
Deutsches Baugewerbe (ZDB). Herrn Dr. Heiko 
Stiepelmann vom Hauptverband der Deutschen 
Bauindustrie (HDB) und Herr Carl-Friedrich 
Waßmuth von Gemeingut in BürgerInnenhand 
(GiB) e. V.. Seien Sie uns alle herzlich will-
kommen! Wir haben von dem meisten auch 
schriftliche Stellungnahmen erhalten. Die Fach-
leute haben drei Minuten Zeit, um noch einmal 
kurz die wichtigsten Punkte ihrer schriftlichen 
Stellungnahme hervorzuheben. Dann kommen 
die Fragen der Fraktionen. Bei den Fraktionen 
besteht die Möglichkeit eine oder zwei Fragen an 
maximal zwei Experten zu stellen und die Ex-
perten antworten dann direkt. Ich nehme an, es 
sind alle einverstanden, dass wir, wie immer bei 
öffentlichen Anhörungen ein Wortprotokoll füh-
ren. Ich möchte natürlich auch die Vertreter der 
Bundesregierung noch herzlich begrüßen. Dann 

beginnen wir direkt mit den Ausführungen des 
ersten Sachverständigen. Es geht nach dem 
Alphabet und dementsprechend hat Herr Be-
ckers als erster das Wort! 
 
Prof. Dr. Thorsten Beckers (TU Berlin): Sehr 
geehrte Damen und Herren, sehr geehrte Ab-
geordnete! In meiner schriftlichen Stellungnah-
me bin ich auf vier Problembereiche eingegan-
gen, die bei den A-Modell-Projekten, also der 
Anwendung des PPP-Ansatzes bei den Bun-
desautobahnen, vorliegen. Ich werde jetzt in den 
drei Minuten auch auf diese vier Problemberei-
che kurz eingehen. Der erste Problembereich ist 
die Vorfinanzierung mit PPP. Der PPP-Ansatz 
bei den Bundesautobahnen wird angewendet, 
wenn eine konventionelle Beschaffung auf Basis 
einer Haushaltsfinanzierung nicht möglich wäre. 
Herr Bundesminister Ramsauer hat dies kürzlich 
ja auch öffentlich gesagt – es wäre schlichtweg 
nicht möglich gewesen die Projekte zu realisie-
ren, es wäre kein Geld da gewesen. Damit wird 
sozusagen eine Vorfinanzierung durchgeführt, 
es gibt Vorzieheffekte. Das bedeutet aber, dass 
die Grundgedanken der Schuldenbremse um-
gangen werden. Eine Schuldenbremse zu ha-
ben, ist ein Zeichen dafür, dass man in einem 
institutionell hoch entwickelten Land lebt. Das ist 
ökonomisch sehr positiv zu beurteilen. Es ist 
aber absurd eine Schuldenbremse zu etablieren, 
sie zu haben, sie zu pflegen – das ist gut – und 
dann gleichzeitig nach Möglichkeiten zu suchen, 
sie zu umgehen und dies dann anzuwenden. 
Deutschland befindet sich, was öffentliche Fi-
nanzen angeht, bei der Nutzung des PPP- An-
satzes zur Vorfinanzierung in schlechter Ge-
sellschaft. Griechenland, Portugal und Spanien 
gehören zu den Ländern, die am intensivsten 
Vorfinanzierung mit PPP betrieben haben und – 
salopp formuliert – kann man deshalb eigentlich 
auch sagen, der Ausbau der Autobahnen in 
Deutschland nach dem A-Modell ist die An-
wendung des griechischen Ansatzes der Infra-
strukturfinanzierung hier in Deutschland.  
 
Zweiter Problembereich: Kosteneffizienz. Was 
bedeutet Kosteneffizienz? Kosteneffizienz be-
deutet die Minimierung des Barwertes der Aus-
gaben der öffentlichen Hand bei einer langfris-
tigen Betrachtung. Das Ziel einer Beschaffung 
durch die öffentliche Hand sollte Kosteneffizienz 
sein. Es gibt keine allgemeingültigen Aussagen 
dazu, ob mit PPP Kosteneffizienz erreichbar ist. 
Das hängt von dem Sektor ab, von der Projekt-
auswahl und der Ausgestaltung. Hier sollte nicht 
ideologisch sondern sachlich argumentiert wer-
den. Es gibt deutliche Hinweise darauf, dass 
durch die Anwendung des PPP-Ansatzes bei 
den Autobahnen nach dem A-Modell Kosten-
steigerungen erfolgen. Das Potenzial, Kosten-
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vorteile bei Fernstraßen mit dem PPP-Ansatz zu 
erzielen, dürfte extrem gering sein. Bei den 
A-Modellen gibt es extrem deutliche Hinweise 
auf Kostensteigerungen.  
 
Dritter Problembereich sind Wirtschaftlichkeits-
untersuchungen (WU). Die Wirtschaftlichkeits-
untersuchungen bei den A-Modellen weisen 
erhebliche methodische Defizite auf und es gibt 
deutliche Hinweise auf eine zielorientierte Ge-
staltung. Wie können diese methodischen Defi-
zite erklärt werden? Das können Know-how- 
Probleme sein, es können Ressourcenprobleme 
bei Verantwortlichen und Erstellern sein. So wie 
die Stellen im Ministerium gekürzt worden sind, 
kann ich mir das auch vorstellen. Bei Beratern 
fällt mir dann zunehmend schwer, nur an 
Know-how-Defizite zu glauben.  
 
Vierter Problembereich ist die Intransparenz. Es 
gibt aus ökonomischer Sicht gute Argumente 
dafür, in bestimmten Bereichen intransparent zu 
sein. Es gibt auch gute Argumente dafür, in 
bestimmten Bereichen transparent zu sein. Das 
Transparenzniveau bei der Anwendung des 
PPP-Ansatzes bei den Bundesautobahnen ist 
extrem gering. Die Komplexität der Beschaf-
fungsvariante wird in keinem Maße angewandt, 
und das nicht im Interesse der Steuerzahler. 
Auch im Vorfeld von Entscheidungen, ob Par-
lamentarier Haushaltsmittel bereitstellen, Ver-
pflichtungsermächtigung zur Verfügung stellen, 
ist es geboten, dass zumindest die Methodik von 
Wirtschaftlichkeitsuntersuchung und Vertrags-
entwürfe sichtbar sind. Vielen Dank! 
 
Vorsitzender: Vielen Dank. Als nächstes Herr 
Böger, Sie haben das Wort. 
 
Prof. Torsten R. Böger (VIFG): Sehr geehrter 
Herr Vorsitzender, sehr geehrte Damen und 
Herren Abgeordnete, sehr geehrte Damen und 
Herren! Zunächst möchte ich mich für die Ein-
ladung als Sachverständiger zur heutigen An-
hörung bedanken. Die VIFG verfügt über lang-
jährige und umfangreiche Erfahrungen zum 
Thema, über die ich hier an dieser Stelle sehr 
gerne berichte. Die bisher gemachten Erfah-
rungen mit ÖPP-Projekten im Bundesfernstra-
ßenbau sind nach unserer Einschätzung ein-
deutig positiv zu bewerten. Mehr als 300 Kilo-
meter Autobahn wurden sechsspurig ausgebaut, 
mehr als 1,5 Milliarden Euro privates Kapital sind 
bereits in die ersten sechs Projekte investiert 
worden. Die Qualität der Bauausführung ist 
hoch, die Verfügbarkeit langfristig durch ent-
sprechende vertragliche Regelungen gesichert. 
In drei Projekten ist der sechsspurige Ausbau 
bereits realisiert worden. Die vereinbarte Bauzeit 
wurde nicht nur eingehalten, sondern zum Teil 
um mehrere Monate unterschritten. Der Lebens- 

zyklusansatz „Planen, Finanzieren, Bauen und 
Betreiben aus einer Hand“ hat sich nach unserer 
Einschätzung als Wirtschaftlichkeitsmotor er-
wiesen. Die private Finanzierung mit Risiko-
übertragung auf den Privaten hat sich bewährt 
und sorgt dafür, dass die im konventionellen Bau 
bei Großprojekten allseits bekannten ausufern-
den Kosten vermieden werden. Uns liegen an 
der Stelle auch bisher keine Hinweise auf Kos-
tenerhöhungen in den A-Modellen vor. Die lan-
gen Vertragslaufzeiten der ÖPP-Projekte be-
wirken eine langfristig hohe Qualität und ein 
effizientes Erhaltungsmanagement der Ver-
kehrswege. In jedem der bisherigen Projekte ist 
der Mittelstand in hohem Maße vertreten, ent-
weder als Mitgesellschafter der Projektgesell-
schaft, als Mitgesellschafter in der Bauarbeits-
gemeinschaft oder als beauftragter Nachunter-
nehmer. Mehr als 60 Prozent der Wirtschafts-
leistung wird von der lokalen oder regionalen 
Wirtschaft erbracht.  
 
Alle bisher vergebenen Betreibermodelle im 
Bundesfernstraßenbau sind zum Zeitpunkt der 
Vergabe im Rahmen einer Wirtschaftlichkeits-
untersuchung geprüft und als wirtschaftlich be-
stätigt worden. Die hierbei verwendete Methodik 
entspricht dem Regelwerk; dies ist auch seitens 
des Bundesrechnungshofes festgestellt worden. 
Jedes der bisherigen ÖPP-Projekte im Bundes-
fernstraßenbau wird zudem mit einer nachlau-
fenden Erfolgskontrolle im Sinne eines engen 
Projektcontrollings verfolgt. Maßstab für die 
Wirtschaftlichkeit ist der Wirtschaftlichkeitsbegriff 
der BHO, der auch die Betrachtung der Risiken 
einbezieht. Damit ist nicht die Höhe der Haus-
haltsbelastung das alleinige Entscheidungskrite-
rium, sondern die Wirtschaftlichkeit der Maß-
nahme, unter Berücksichtigung auch der Risiken 
über den Lebenszyklus. In den Wirtschaftlich-
keitsuntersuchungen werden die kamerale und 
die betriebswirtschaftliche Betrachtung zusam-
mengeführt. In der privaten Variante kann der 
technische Lebenszyklus des Projektes erfasst, 
bewertet und gesteuert werden. Im kameralen 
System gibt es zwar eine technische Lebens-
zyklusbetrachtung, diese kann aber im Haushalt 
nicht erfasst und dargestellt werden. Daher 
können im kameralen System auch keine Risi-
ken erfasst werden. Das macht die Erstellung 
einer WU genauso wie die Vermittlung der Er-
gebnisse, und das sehen wir ja ständig in der 
öffentlichen Diskussion, zu einer, ich würde es 
mal so nennen, herausfordernden Aufgabe.  
 
Das Vergabeverfahren wie auch die Wirtschaft-
lichkeitsuntersuchung erfolgen auf Basis eines 
umfangreichen, transparenten, öffentlich zu-
gänglichen Regelwerkes. Die Ergebnisse und 
die Kalkulation der Wirtschaftlichkeitsuntersu-
chung werden dagegen aus Wettbewerbsgrün-
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den nicht veröffentlicht. Damit soll vermieden 
werden, dass die Bieter die Preisobergrenze des 
öffentlichen Auftraggebers bei künftigen Projek-
ten antizipieren können. Nach sechs Projekten 
im Bundesfernstraßenbau können Sie sich vor-
stellen, dass ein umfangreiches Datenmaterial 
vorhanden ist, was auf der öffentlichen Seite 
ausgewertet wird, was aber durchaus auch durch 
die private Seite auswertbar wäre. Durch diese 
Verfahrensweise werden die Verhandlungsposi-
tionen des öffentlichen Auftraggebers wie auch 
die Interessen des Steuerzahlers geschützt. 
Übrigens eine Vorgehensweise, die wir auch im 
konventionellen Bereich haben. Möglich wäre, 
die Transparenz- und Sachstandsberichte zu 
den Projekten in regelmäßigen Abständen zu 
veröffentlichen und Informationen über die ver-
tragliche Risikoverteilung genauso wie über die 
auf den privaten Partner zu übertragenden 
Leistungen und andere Projektinformationen 
öffentlich zugängig zu machen. Dies sollte auf 
Grund des hohen Anteils an konventionellen 
Maßnahmen allerdings auch für alle Großpro-
jekte gelten. Alle sich aus den ÖPP-Verträgen 
ergebenden kalkulierten finanziellen Belastun-
gen für den Haushalt werden als entsprechende 
Verpflichtungsermächtigung eingestellt, so wie 
es auch im konventionellen Bereich geschieht. 
Eine Verbuchung außerhalb des Haushaltes 
findet ausdrücklich nicht statt und ich glaube, da 
liegt ein wesentlicher Unterschied, sage ich mal, 
zu den griechischen Verhältnissen. ÖPP-Pro- 
jekte werden – wie konventionelle Projekte – aus 
Haushaltsgeldern als laufende Vertragszahlun-
gen finanziert. Das Zusammenspiel von öffent-
licher und privater Finanzierung, langfristigen 
Verträgen und verfügbarkeits- und verkehrs-
mengenabhängigen Vergütungen schafft An-
reize zum schnellen und qualitativ hochwertigen 
Bauen sowie zum effizienten Management ein-
zelner Streckenabschnitte. Die privaten Finan-
zierungskosten sind dabei gewissermaßen das 
Spiegelbild der privaten Risikoübernahme. Da-
her könne ÖPP-Modelle trotz höherer Finanzie-
rungskosten durchaus wirtschaftlich sein. ÖPPs 
sind wie jede andere wirtschaftliche Tätigkeit ein 
lernendes System. Diese Erfahrungen müssen 
ausgewertet werden und werden auch ausge-
wertet und bei der Realisierung von neuen Mo-
dellen müssen sie in die Vorbereitung einfließen. 
Vielen Dank! 
 
Vorsitzender: Vielen Dank! Als nächstes der 
Bundesrechnungshof! 
 
Romy Moebus (BRH): Sehr geehrter Herr Vor-
sitzender, sehr geehrte Damen und Herren! 
Bevor ich näher zu den Aspekten, die wir bei 
unseren Prüfungen beachten, komme, möchte 
ich eines vorausstellen: Für den Bundesrech-
nungshof sind ÖPP grundsätzlich eine wert-

neutrale Beschaffungsvariante. Das heißt, der 
Bundesrechnungshof ist weder für noch gegen 
ÖPP. Folgende Aspekte bitten wir zu beachten, 
halten wir für wichtig: Straßenbauprojekte, die 
die öffentlich Hand auf konventionelle Art und 
Weise nicht finanzieren kann, sollte sie auch 
nicht als ÖPP-Variante finanzieren. ÖPP ist für 
uns eine Beschaffungsvariante und keine Fi-
nanzierungsvariante. Die Wirtschaftlichkeit von 
ÖPP-Projekten muss im konkreten Einzelfall 
über die gesamte Vertragslaufzeit nachgewiesen 
werden, wie auch bei allen anderen Varianten. 
Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen zu ÖPP-Pro- 
jekten sollten sich möglichst auf harte und 
nachvollziehbare Fakten stützen. Bei neueren 
Straßenbauprojekten werden auch weiche Kri-
terien eingeführt, mit denen sich der Bundes-
rechnungshof jedoch schwer tut. Zum Nachweis 
der Wirtschaftlichkeit wird der ÖPP-Variante eine 
konventionelle Beschaffungsvariante gegen-
übergestellt. Damit ist die korrekte und nach-
vollziehbare Ermittlung der Bau- und Erhal-
tungskosten besonders wichtig. Entscheidend 
für den Nachweis der Wirtschaftlichkeit sind auch 
die Bewertungen der Risiken und ihre Verteilung 
auf die jeweiligen Vertragspartner. Derzeit wird 
die Risikobewertung aber auch die Ermittlung 
der Bau- und Erhaltungskosten bei den einzel-
nen von uns geprüften Strecken noch durch eine 
mangelhafte Datengrundlage erschwert.  
 
Bei ÖPP-Projekten sind verschiedene Vergü-
tungsmodelle möglich. Die Finanzierung kann 
von den Verkehrsmengen auf der Strecke oder 
von der Verfügbarkeit der Strecke über die Ver-
tragslaufzeit abhängen. Verkehrsmengenab-
hängige Modelle sind risikobehaftet, da Ver-
kehrsmengen nicht exakt vorhersehbar sind. 
Einnahmeprognosen sind daher im hohen Maße 
unsicher. Ist die tatsächliche Verkehrsmenge auf 
der Autobahnstrecke deutlich größer als die 
prognostizierte Verkehrsmenge, so wird die 
ÖPP-Variante für den Bund unwirtschaftlich. Ist 
die tatsächliche Verkehrsmenge dagegen deut-
lich geringer als angenommen, kann dies zu 
Nachträgen bzw. im schlimmsten Fall zum 
Konkurs des privaten Vertragspartners führen. 
Nach unserer Ansicht erscheinen Vergütungs-
modelle vorteilhaft, die sich überwiegend an der 
Verfügbarkeit der Strecke orientieren. Wobei 
verfügbar eine Strecke ist, wenn sie befahrbar ist 
und bestimmte Qualitätsansprüche erfüllt, die bei 
dem Modell über einen vertraglichen Referenz-
wert festgelegt wird.  
 
Noch zum Schluss ein Punkt zum Thema 
Transparenz. Bei unseren Prüfungen von ÖPP- 
Projekten werten wir die Wirtschaftlichkeitsun-
tersuchungen, die Vergaben und die Angebote 
der Bieter aus. Das Bundesministerium stellt uns 
dazu neben den Wirtschaftlichkeitsuntersu-
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chungen alle von uns gewünschten Unterlagen 
zur Verfügung. Der Bundesrechnungshof sei-
nerseits ist an gesetzliche Regelungen gebun-
den. Das heißt, er kann die Angebote der Bieter, 
die zu schützende Betriebs- und Geschäftsdaten 
enthalten, nicht an die Öffentlichkeit weiterge-
ben. Ich möchte noch darauf hinweisen, dass 
weitere Fragen bitte an unseren Mitarbeiter 
Herrn Bönte zu richten sind, da er im Bundes-
rechnungshof der Mitarbeiter ist mit der längsten 
und größten Erfahrung bei der Prüfung von 
ÖPP-Modellen im Bundesfernstraßenbau ist. 
Vielen Dank! 
 
Vorsitzender: Vielen Dank! Als nächstes Herr 
Klein! 
 
Dietrich Klein (ver.di): Guten Tag meine Da-
men und Herren! Ich habe hier keinen extra 
Beitrag vorbereitet. Ich will nur sagen, ich bin seit 
1972 in der Straßenbauverwaltung in Nieder-
sachsen tätig. Das heißt also, in diesem Jahr seit 
vierzig Jahren. Ich habe daher Erfahrung und 
sitze im Hauptpersonalrat für die Gewerkschaft 
ver.di. Aufgrund meiner Funktion habe ich na-
türlich viel mit dem Straßenbau in Niedersachsen 
zu tun gehabt, natürlich auch bundesweit, und 
speziell mit den Erfahrungen zu den Privatisie-
rungsdiskussionen, die wir in Hessen, in Bayern, 
und natürlich auch bei uns in Niedersachsen 
gehabt haben. Wir haben Anfang des Jahres ein 
Projektteam gegründet, das die Prüfung des 
A-Modells für die A7 kritisch begleitet. Wir haben 
derweil auch die Unterstützung unserer Kolle-
ginnen und Kollegen, weil es uns ja auch immer 
Arbeitsplätze kostet, wenn so eine Strecke in ein 
A-Modell übergeht. Meine bisherige Einschät-
zung zu PPP ist eher ein bisschen kritisch. Das 
kommt auch aus den Erfahrungen, von denen wir 
bislang so gehört haben, zur A1. Ich habe kein 
Verständnis für die bisherige Praxis der Prüfung 
von A-Modellen, die trotz eines Umfangs von 
mehreren Hundert Millionen Euro viele Frage-
zeichen aufwerfen. Das soll es erst mal gewesen 
sein. Danke! 
 
Vorsitzender: Vielen Dank!  
 
Bernward Kulle (ÖPP Deutschland AG): 
Dankeschön! Sehr geehrter Herr Vorsitzender, 
sehr geehrte Damen und Herren. Herzlichen 
Dank für die Einladung! Die ÖPP Deutschland 
AG, deren Vorstandsmitglied ich bin, berät 
schwerpunktmäßig in Hochbauprojekten die 
Bundesregierung und andere öffentliche Auf-
traggeber, und auch nur solche Auftraggeber. 
ÖPP hat ungefähr ein Volumen von zwei bis drei 
Prozent der öffentlichen Beschaffung. In 
Deutschland sind also nach wie vor 97 Prozent 
haushaltsfinanziert. Als Vorbemerkung möchte 
ich mir erlauben, zu sagen, es ist, glaube ich, ein 

wichtiger Punkt, dass wir mit gleichen Maßstä-
ben an beides herangehen, wenn wir über 
Transparenz und über Haushalt und Finanzier-
barkeit sprechen. Das wird manchmal verges-
sen. Insoweit ist für uns Ausgangspunkt auch die 
Feststellung des Bundesrechnungshofes: Wir 
finden mit den Öffentlich-Privaten Partnerschaf-
ten eine wertneutrale Beschaffungsvariante. 
Öffentlich-Private Partnerschaften sind in Wirk-
lichkeit nichts anderes als Mittel zum Zweck 
einer qualitativen, schnelleren und effizienten 
Bereitstellung von Infrastruktur. Sie sind aber 
kein Wert in sich selbst. Ich gehe nach den Ar-
gumenten und den Kriterien auch der beiden hier 
zu behandelnden Anträge vor.  
 
Zur Transparenz: Das Maß der Transparenz 
muss sich unseres Erachtens und nach unseren 
Erfahrungen an den Projektphasen orientieren. 
In der Vorbereitung bedarf es einer intensiven 
Kommunikation zwischen Politik, Verwaltung 
und Öffentlichkeit. Diese allein sichert bei einem 
gut strukturierten ÖPP-Projekt eine größere 
Transparenz als in herkömmlichen Verfahren. 
Sie ermöglicht eine größere Kostentransparenz, 
ähnlich wie das auch eben schon in seinem 
Statement Herr Prof. Böger hervorgehoben hat, 
weil Betriebskosten, Instandhaltungskosten, so- 
genannte Folgekosten Teil des Wettbewerbs 
sind und als solche auch erfasst werden und 
eben in den Wettbewerb mit einbezogen werden, 
weil in der Regel in quantitativen Bewertungs-
kriterien der Nettobarwert das Wettbewerbskri-
terium ist, über einen Projektlebenszyklus. Im 
Vergabeverfahren ist das bewährte deutsche 
Modell nach der VOB der Geheimwettbewerb 
zum Erhalt des Wettbewerbes – das übrigens in 
beiden Verfahrensarten in gleicher Weise. Das 
Verhandlungsverfahren ermöglicht aber eine 
größere Berücksichtigung gerade auch von 
qualitativen Vorgaben, häufig auch zum Vorteil, 
insoweit als der Nutzer stärker in den Mittelpunkt 
solcher Projekte einbezogen wird und auch die 
Nutzerabstimmung eine andere Rangfolge hat 
als in vielen traditionellen Ausschreibungsver-
fahren. Nach Vertragsabschluss steht unseres 
Erachtens einer Vertragsoffenlegung nichts im 
Wege. Hierfür plädieren wir. Die ÖPP Deutsch-
land AG hat eine Transparenzplattform ge-
schaffen, internetbasiert, in der bisher neun 
Verträge veröffentlich worden sind. Das ist, wenn 
man es auf die Vertragsabschlüsse der letzten 
zwei Jahre bezieht, ein Anteil zwischen 20 und 
30 Prozent. Insoweit dürfte hier bezüglich sol-
cher Verträge derzeit deutlich mehr Transparenz 
bezüglich der Vertragsbedingungen herrschen 
als in der konventionellen Haushaltsvergabe. 
Aber auch hier ist es wichtig, Privatsphären zu 
beachten, also keine Persönlichkeitsrechte zu 
verletzen, andererseits aber auch den Schutz 
von Wettbewerbs-Know-how zu gewährleisten. 
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Unseres Erachtens ist es für Bürger auch nicht 
notwendig, hier Einzeldetails zu veröffentlichen, 
weil es durch die Verwaltung und durch das 
repräsentative demokratische Verfahren im 
fachlichen Dialog der Entscheider entsprechend 
gesichert wird, wohl aber, dass der Bürger eine 
Transparenz bekommt über Gesamtinvestiti-
onsposten aber auch über Gesamtbetriebskos-
ten. Das ist gerade das Neue bei ÖPP. ÖPP ist 
kein Bauen ohne Geld, ich glaube, das ist in-
zwischen klar geworden, und hier unterscheidet 
sich aber auch die deutsche Kultur in diesem 
Markt wohltuend von anderen Ländern, es er-
möglicht Kostentransparenz und Haushalts-
transparenz. Die Budgetsicherheit ist einer der 
wesentlichen Vorteile. Die durchschnittlichen 
Nachträge liegen nach unserer Erfahrung un-
gefähr bei drei Prozent. Ich komme zu den letz-
ten Ausführungen. Auch die Mittelstandsbeteili- 
gung, insbesondere im Hochbau, ist deutlich 
größer in den Zahlen als gemeinhin bekannt. 70 
Prozent Hochbauprojekte liegen unterhalb von 
25 Millionen. Etwa 50 Prozent ist die statistische 
Beteiligung an gewonnenen Projekten im Mittel-
stand. 60 bis 70 Prozent des Auftragsvolumens 
ist statistisch im regionalen Mittelstand verblie-
ben, ein deutlich höherer Anteil als bei her-
kömmlichen Ausschreibungen nach der VOB/A. 
Soweit zu den Zahlen. Ich komme gerne darauf 
in Nachfragen zurück. 
 
Vorsitzender: Vielen Dank! Herr Pakleppa, Sie 
haben das Wort! 
 
Felix Pakleppa (ZDB): Herr Vorsitzender, meine 
Damen, meine Herren! Wenn wir uns über ÖPP 
unterhalten, muss man einen ganz kurzen Blick 
zurück werfen und fragen, wie ist noch vor 15, 20 
Jahren gebaut worden. Da hatte eine kompe-
tente öffentliche Bauverwaltung die Planung 
gemacht, ein Leistungsverzeichnis gestellt. 
Dann hat es eine Submission gegeben, einen 
öffentlichen Wettbewerb. Dann hat eine Baufir-
ma gebaut und sie ist bezahlt worden. Dann gab 
es irgendwann den Schritt hin zur funktionalen 
Ausschreibung, dass die Verwaltung Kompetenz 
abgebaut hat und gesagt hat, jetzt muss der 
Bauunternehmer auch die Planung machen. 
Dann haben wir den weiteren Schritt, dass der 
Bauunternehmer das Geld zum Bauen auch 
noch mitbringen muss, und das ist dann ÖPP. 
Erlauben Sie mir diese bösartige Bemerkung 
vorneweg, aber die ist in Unternehmerkreisen 
sehr häufig zu hören. Im Grunde genommen 
reden wir über die Unterfinanzierung der Infra-
struktur, sowohl beim Bundesfernstraßenbau 
aber auch bei der Infrastruktur in den Kommu-
nen, das sind die Kommunalstraßen, die Land-
straßen aber auch die Bildungsinfrastruktur; die 
Schulen, die Universitäten sind zum Teil unter-
finanziert. Und ÖPP ist halt kein Bauen ohne 

Geld und die Probleme wird man eben so auch 
nicht lösen können.  
 
Wir haben als mittelständische Bauwirtschaft vor 
allem Probleme mit der Beteiligung unserer 
Unternehmen in dem Bereich ÖPP. Eine ein-
zelne Baumaßnahme sollte maximal 25 Prozent 
des Jahresumsatzes ausmachen, sonst wird es 
betriebswirtschaftlich ungesund, weil das Risiko 
zu groß ist, sich auf ein einzelnes Bauprojekt zu 
stützen. Schauen wir uns aber an, dass es bei 
ÖPP im Moment 161 Hochbauprojekte gibt, 4,7 
Milliarden Euro Volumen, das heißt im Durch-
schnitt 30 Millionen Euro Volumen pro ÖPP im 
Hochbau. Im Straßen- und Tiefbau sind es 160 
Millionen Euro pro Projekt. Wenn ich das dann 
mal vier nehme, damit es maximal 25 Prozent 
meines Umsatzes ausmacht, bedeutet das, dass 
wir als Hochbauunternehmen im Grunde ge-
nommen 120 Millionen Euro Umsatz bräuchten, 
um uns an ÖPP beteiligen zu können, über eine 
halbe Milliarde Umsatz im Straßen- und Tiefbau, 
damit ich mich hier risikolos an dieser Maß-
nahme beteiligen kann. Sehe ich aber wie die 
Zahlen tatsächlich sind, haben 72 Prozent der 
Hoch- und Tiefbaubetriebe in Deutschland einen 
Umsatz von unter einer Million Euro. 21 Prozent 
der deutschen Hoch- und Tiefbaubetriebe liegen 
zwischen einer und fünf Millionen und lediglich 
vier Prozent der Hoch- und Tiefbauunternehmen 
in Deutschland haben einen Umsatz von zehn 
Prozent plus X. Von daher verwundert es auch 
nicht, dass nach den Zahlen von ÖPP Deutsch-
land AG lediglich 50 Betriebe sich bundesweit an 
ÖPP beteiligen. Wir haben 70.000 Baubetriebe, 
das heißt, 69.950 Betriebe sind im Moment an 
ÖPP nicht beteiligt. Das ist aus Sicht des Mittel-
standes und aus Sicht des Wettbewerbs im 
hohen Maße unbefriedigend. ÖPP kann unter 
engen Voraussetzungen dennoch eine sinnvolle 
Alternative zur konventionellen Vergabe sein. 
Zum einen müssen tatsächlich Effizienzvorteile 
erkennbar sein und realisiert werden können. Wir 
brauchen einen ausreichenden Wettbewerb. 
Und der ausreichende Wettbewerb kann nur 
dadurch gewährleistet werden, dass eben auch 
mittelstandsgerechte Losgrößen zustande 
kommen, andernfalls wird es nicht gehen.  
 
Und es bleibt dabei, dass ÖPP nur dann realisiert 
werden sollte, wenn es auch im Wege einer 
konventionellen Vergabe realisiert werden kann. 
Bei den beiden Anträgen ist sicherlich richtig, 
dass es ÖPP nur dann geben sollte, wenn eine 
konventionelle Vergabe innerhalb dieses öffent-
lichen Haushalts möglich ist. Wir glauben, dass 
die Wirtschaftlichkeitsuntersuchung und die 
Methode dazu noch einmal kritisch zu untersu-
chen sind. Die Ergebnisse der Wirtschaftlich-
keitsuntersuchung und die Entscheidung, ÖPP 
statt konventioneller Vergabe zu machen, das, 
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glaube ich, darf noch mal kritisch evaluiert wer-
den, weil wir bisher bei der Wirtschaftlichkeits-
untersuchung ja auch nur Prognosen haben. Ich 
glaube, wir sollten auch schauen, ob man die 
Wirtschaftlichkeitsmethode der WU auch noch 
optimieren kann. Und das wird man nur durch die 
gründliche Evaluation tun können. Im Bereich 
der Transparenz muss die Wirtschaftlichkeits-
untersuchung transparenter gemacht werden, 
und vor allem die Frage des „ob“, also warum 
man ÖPP nimmt und keine klassische Vergabe. 
Einen letzten Satz noch. Es gibt einige ÖPP, 
gerade im Hochbau, die laufen sehr, sehr gut. 
Wir haben kleinere Projekte, Umsatz fünf Milli-
onen Euro, teilweise auch Volumen bis 15 Mil-
lionen Euro, die werden von Mittelständlern in 
Arbeitsgemeinschaften gemacht. Aber wir habe 
auch sehr viel Verdruss bei unseren Firmen, die 
eben sagen, warum werden gerade die Hoch-
bauprojekte, die für den Mittelstand besser sind, 
im Moment nicht in mittelstandsgerechte Lose 
verteilt. Wir haben Schullose in Offenbach mit 
knapp 50 Schulen zusammen, in Köln eine rie-
sige Schulmenge, die zusammengepackt wird, 
50 Schulen und ein bisschen darunter, in Nürn-
berg auch. Da bleiben die Mittelständler natürlich 
außen vor und da wird eine gewisse Chance 
vertan, eben dem regionalen Mittelstand da 
wirklich auch die Tür zu ÖPP zu öffnen. Im 
Straßenbau ist es schwierig. Die großen 
A-Modelle sind aus unserer Sicht im Moment 
mittelstandsfeindlich, weil es sich eben auf ganz, 
ganz wenige Bieter beschränkt. Der Mittelstand 
muss hier in die teilweise ruinöse Nachunter-
nehmerrolle und das kann unseren Firmen nicht 
schmecken.  
 
Vorsitzender: Vielen Dank! Herr Stiepelmann! 
 
Dr. Heiko Stiepelmann (HDB): Sehr geehrter 
Herr Vorsitzender, sehr geehrte Damen und 
Herren! Öffentlich-Private-Partnerschaften sind, 
anders als in den meisten unserer europäischen 
Nachbarstaaten, in Deutschland nach wie vor 
eine junge Beschaffungsform. Herr Kulle hat es 
schon erwähnt – schätzungsweise zwei bis drei 
Prozent der öffentlichen Baumaßnahmen wer-
den derzeit über ÖPP realisiert. Trotzdem kann 
sich die ÖPP-Bilanz aus unserer Sicht durchaus 
sehen lassen. Eine repräsentative Studie des 
Instituts für Demoskopie Allensbach hat für den 
Bereich der Schul-ÖPPs nachweisen können, 
dass Auftraggeber und Nutzer – bei allen Mög-
lichkeiten zur Verbesserung – mit den Ergeb-
nissen ihrer ÖPP-Projekte durchaus zufrieden 
sind. 90 Prozent der Auftraggeber zogen eine 
positive Bilanz. Ein Gutachten im Auftrag des 
BMVBS zur Architekturqualität kommt zu dem 
Ergebnis, dass auch die architektonische Qua-
lität und die Funktionalität von ÖPP-Hochbau- 
projekten nicht zu beanstanden ist – vielfach 

sogar besser gewertet wird. Auch für den Be-
reich der Verkehrsprojekte des Bundes, sprich 
A-Modelle, kommen Landesbauverwaltung und 
BMVBS inzwischen zu guten Einschätzungen 
der bislang erzielten Ergebnisse. Stichworte: 
Beschleunigung der Verfahren, geringerer Um-
fang der Nachträge, überdurchschnittlich hohe 
Bauqualität. Trotzdem werden diese vielen posi-
tiven Erfahrungen in der öffentlichen Diskussion 
derzeit kaum wahrgenommen. Stattdessen 
herrscht manchmal sogar eine aufgeheizte ide-
ologische Debatte. Ich begrüße es deshalb, dass 
der Ausschuss sich das Thema heute auf die 
Tagesordnung gesetzt hat. Wir versprechen uns 
davon eine Versachlichung der Diskussion.  
 
Die deutsche Bauindustrie ist sich mit Blick auf 
diese Diskussion aber durchaus bewusst, dass 
Öffentlich-Private Partnerschaften nur dann 
langfristig erfolgreich sind, wenn sie auch eine 
breite Akzeptanz finden. Wir sind davon über-
zeugt, dass eine solche breite Akzeptanz nur 
durch eine umfassende Transparenz der Aus-
schreibungs- und Vergabeverfahren erreicht 
werden kann. Wir widersprechen zwar dezidiert, 
wenn der Eindruck erweckt wird, ÖPP-Aus- 
schreibungen seien a priori intransparenter als 
konventionelle Ausschreibungen, denn unseres 
Erachtens ist das Gegenteil der Fall. Wir haben 
uns aber trotzdem – quasi als privatwirtschaft- 
liche Vorleistung – dazu entschlossen, eine 
Transparenzinitiative zu starten, an der sich die 
Unternehmen der Bauindustrie selbstverständ-
lich in Abstimmung mit ihren Auftraggebern zu 
einer grundlegenden Offenlegung der ÖPP-Ver- 
tragswerte erklärt haben. Das umfasst die Ver-
tragsurkunden, die zugehörige Leistungsbe-
schreibung ebenso wie ergänzende Verdin-
gungsunterlagen, soweit sie Vertragsbestandteil 
sind. Wir freuen uns deshalb, dass es im 
Grundsatz eine große Übereinstimmung mit den 
meisten Fraktionen im Deutschen Bundestag 
gibt, was die Transparenzinitiative angeht. Ich 
verweise dazu auf die beiden vorliegenden An-
träge der SPD-Fraktion und der Fraktion 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und vonseiten der 
CDU/CSU-Fraktion und der FDP-Fraktion liegt 
eine ähnliche Erklärung vor, auch wenn wir noch 
keinen Antrag dazu auf dem Tisch haben.  
 
Die deutsche Bauindustrie ist darüber hinaus 
davon überzeugt, dass Öffentlich-Private-Part- 
nerschaften, wenn sie Akzeptanz schaffen sol-
len, mittelstandsfreundlich weiterentwickelt 
werden müssen. Wir teilen dezidiert nicht den 
Vorwurf, dass Öffentlich-Private-Partnerschaften 
in ihrer derzeitigen Ausgestaltung mittelstands- 
feindlich sind. Gerade im öffentlichen Hochbau 
sprechen die Marktergebnisse gegen eine sol-
che These. Wir sehen aber durchaus Möglich-
keiten, gerade im Verkehrsbereich, die Markt-
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eintrittsbarrieren für mittelständische Unter-
nehmen zu senken. Ich erinnere da mal an die 
verstärkte Berücksichtigung von Verfügbar-
keitsmodellen im Verkehrsbereich, deren Risi-
koprofil mittelständischen Unternehmen eher 
entgegenkommt, und ich denke da an die Ge-
währung einer angemessenen Aufwandsent-
schädigung für unterlegene Bieter, um mittel-
ständischen Marktteilnehmern den Einstieg zu 
erleichtern. Das Wichtigste ist aber vor allem 
eine Stabilisierung des Deal Flows, da es sich 
gerade für mittelständische Unternehmen nicht 
lohnt, in den Aufbau von ÖPP Know-how zu 
investieren, weil es nur in großen Zeitabständen 
zur Ausschreibung von ÖPP-Projekten gerade 
im Verkehrsbereich kommt. Ich bedanke mich! 
 
Vorsitzender: Vielen Dank! Herr Waßmuth! 
 
Carl-Friedrich Waßmuth (GiB): Meine Damen 
und Herren, sehr geehrter Herr Vorsitzender, 
liebe Bürgerinnen und Bürger! Ich kann in der 
Kürze der Zeit nicht darauf eingehen, wie genau 
mit PPP die Schuldenbremse umgangen wird, 
weswegen PPP so teuer wird – auch im Ver-
fügbarkeitsmodell übrigens –, wie PPP zum 
Stellenabbau im öffentlichen Dienst führt, zum 
Know-how-Abfluss und zur Erosion dieses 
ganzen Bereichs und wie infolge von PPP die 
Infrastruktur der Daseinsvorsorge in der Sub-
stanz bedroht wird. Ich kann leider auch nicht auf 
die zahlreichen negativen Erfahrungen einge-
hen, die es international und national gibt und die 
offiziell leider nicht ausgewertet und evaluiert 
werden. Es gibt da teure Projektabbrüche, in-
ternational z.B. Metro London mit zehn Milliarden 
Euro Volumen. Es gibt enorme Mehrkosten, 
massive Kostensteigerungen und Bauzeiten-
verlängerungen, wie bei der Elbphilharmonie in 
Hamburg. Es gibt wertvernichtende Insolvenzen 
wie beim World Congress Center in Bonn. Und in 
Spanien stehen auch gerade die Autobahn- 
Konzessionäre kurz vor der Insolvenz oder be-
finden sich in Insolvenz und vier Milliarden 
Schulden drohen dem spanischen Staat in die 
Gesamtschuldenbilanz übernommen zu werden. 
Vorgelegt wurden zwei Anträge, die sich unter 
anderem mit mehr bzw. überhaupt mit Trans-
parenz für PPP befassen. Es gibt dazu die schon 
angesprochene Transparenzinitiative der Bau-
industrie, die bedauerlicherweise noch nicht 
einmal so groß – gestatten sie mir die Bemer-
kung – wie ein Feigenblatt ist. Ich gebe nur das 
Stichwort „Kunstrasen in Königswinter“. Aus 
Sicht von Bürgerinnen und Bürger gehen kom-
plexe Geheimverträge mit z. B. 36.000 Seiten, 
wie im Fall der A1 – platt gesagt – gar nicht. Die 
Offenlegung dieser Verträge und der dazugehö-
rigen Wirtschaftlichkeitsuntersuchung sind ein 
Muss.  
 

Allerdings – das möchte ich hinzufügen – be-
heben sie grundsätzliche negative Folgen von 
PPP nicht. Und da werde ich auf zwei Punkte 
eingehen. Das eine ist die Weiterverkäuflichkeit 
von PPP und das andere ist das Insolvenzrisiko 
bei PPP mit den stets vorhandenen eigenkapi-
talschwachen Zweckgesellschaften, die da Ver-
tragsnehmer sind. PPP ist eine Form von Priva-
tisierung. Die Straße bleibt beim Staat, die Haf-
tung bleibt allerdings auch bei Staat, Stichwort 
Schlagloch. Privatisiert wird das Auftragsvolu-
men der nächsten dreißig Jahre an einen Bieter 
und auf einen Schlag. Daraus wird dann ein 
Finanzprodukt gebildet, das seine Rendite aus 
den als sicher geltenden Zahlungen des Staats 
bezieht. Dieses Finanzprodukt kann verkauft 
werden und wird verkauft. International, in 
Großbritannien, sind die Erfahrungen so, dass in 
den letzten 14 Jahren 678 Mal Weiterverkäufe 
stattgefunden haben, in einem Volumen von 6,3 
Milliarden Euro. Es gibt übrigens, da kann ich nur 
drauf hinweisen, einen sehr interessanten Be-
richt des britischen Unterhauses zu PPP in 
Großbritannien. Die Weiterverkäufe gehen wei-
ter in Pforzheim, in Mühlheim, in Unna, in 
Wiesbaden. Betroffen sind Schulen, Gefäng-
nisse, Feuerwachen und bald vielleicht, darüber 
sollten wir vielleicht noch sprechen, Autobahnen 
oder auch ein Ministerium. Noch schädlicher als 
die Verkäufe sind aus unserer Sicht die Insol-
venzen. Die eigenkapitalschwachen Zweckge-
sellschaften, teilweise nur mit 25.000 – oder im 
Fall der A1 35.000 Euro – Eigenkapital, bedeu-
ten, dass auch übertragene Risiken letzten En-
des wieder beim Staat bzw. bei der öffentlichen 
Hand landen. Denn wenn der Private nicht mehr 
kann, weil er ein Risiko übernehmen muss, dann 
meldet er Insolvenz an und die Schulden landen 
wieder beim Staat. Das ist ein sehr großes 
Problem, wie man auch in Griechenland gese-
hen hat, denn das plötzliche Auffinden von vielen 
Schulden kann doch zu erheblichen Beben füh-
ren, auch beim kleinen Griechenland. Und von 
dieser Seite gefährden PPP die Demokratien in 
Europa und wir sollten dringend davon absehen. 
 
Vorsitzender: Vielen Dank! Als erster Frager der 
Kollege Sendker! 
 
Abg. Reinhold Sendker (CDU/CSU): Herr Vor-
sitzender, meine lieben Kolleginnen und Kolle-
gen, meine sehr verehrten Damen und Herren! 
Uns ist in der heutigen Sitzung und auch bei 
früheren Anlässen von sehr viel Effizienzvortei-
len der Beschaffungsvariante ÖPP, aber auch 
von kritischen Positionen berichtet worden. 
Wenn eben gesagt worden ist, Schattenhaus-
halte und Schuldenbremse, dann darf ich fest-
stellen, dass dies sachlich völlig falsch ist, weil 
doch, festgelegt durch den Bundeshaushalt, dort 
auch Mautmittel eingesetzt werden, wie wir alle 
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wissen. Wenn man von Griechenland spricht, 
sollte man auch von Österreich und ASFINAG 
sprechen. Herr Vorsitzender, jetzt erlauben Sie 
mir einmal noch den Satz: Es sind ja Mitglieder 
dieses Ausschusses Anfang Juni dieses Jahres 
noch in Athen im Flughafen Eleftherios Venizelos 
gewesen, einem ÖPP-Projekt. Dort ist uns be-
richtet worden: Sechs Jahre alt, 1,2 Milliarden 
Euro Gewinne, wovon der griechische Staat zu 
75 Prozent partizipiert. Ein Vorzeigeobjekt. So 
viel zur Realität. Ich möchte mich aber einem 
anderen kritischen Punkt zuwenden, der hier 
mehrfach angesprochen worden ist, dass diese 
Beschaffungsvariante noch nicht so richtig mit-
telstandsfreundlich ausgestaltet ist. Sie haben 
davon gesprochen, dass die Mittelstandfein-
dlichkeit bei den bisherigen Projekten festzu-
stellen sei. Und darüber hinaus frage ich jetzt 
Herrn Prof. Böger und Herrn Pakleppa: Welche 
Optionen sehen Sie erstens in der Frage der 
Finanzalternativen und auch zweitens in dem 
Bereich weiterer Optionen, mittelständische 
Unternehmen stärker hineinzuführen? Und da-
rüber hinaus: Welche weiteren Optimierungs-
möglichkeiten für PPP würden Sie anführen? 
 
Vorsitzender: Vielen Dank, Herr Sendker! Herr 
Böger, Sie haben das Wort! 
 
Prof. Torsten R. Böger (VIFG): Herr Vorsit-
zender, vielen Dank! Was wir in den Projekten 
feststellen, ist, dass die Effizienz durch vier ganz 
wesentliche Faktoren ausgelöst wird. Das eine 
ist die Integration von Planung und Bau. Es ist, 
anders als auch in manch anderen sogenannten 
ÖPP-Projekten, gerade im Straßenbau diese 
Integration ein absoluter Wirtschaftlichkeitstrei-
ber. Daneben ist die Finanzierung eine wesent-
liche Anreizfunktion. Das erlaubt, dass Mana-
gementkompetenz gerade für Schnittstellen-
management zur Abwicklung eines solchen 
Großprojektes aufgesetzt wird. Und am Ende ist 
es das betriebswirtschaftliche Rechnungswesen, 
welches es überhaupt erst erlaubt, ein solches 
Projekt zeitnah und wirtschaftlich zu steuern. 
Wenn ich das jetzt mal auf die Frage übertrage, 
wie kann mehr Wettbewerb aus öffentlicher 
Sicht, und damit auch eine größere Beteiligung 
des Mittelstandes, erreicht werden, dann sollte 
man erst mal festhalten, dass in einem 
ÖPP-Projekt diese vier Effizienzfaktoren weiter 
wirken können sollten. Dann muss man sich 
überlegen – die Frage nach Markteintrittsbarri-
eren ist schon angeklungen – welche Marktein-
trittsbarrieren mögen vorhanden sein und wie 
lassen sich diese abbauen. Der eine Punkt, über 
den wir im vergangenen Jahr intensiv diskutiert 
haben, war die Frage der finanziellen Beteiligung 
bzw. der Erfahrung bei der Finanzierung. Hier 
hat es aus unserer Sicht deutliche Fortschritte 
gegeben, die es auch heute schon Mittelständ-

lern deutlich einfacher machen, sich an diesen 
Projekten zu beteiligen. Aber wir brauchen ge-
rade im Bereich der Geschäftsmodelle und des 
Projektzuschnittes auch Projekte, die sich stär-
ker mit Erhaltung und sehr viel stärker mit Ver-
fügbarkeitselementen beschäftigen, anders als 
die großen Ausbauprojekte. Ich glaube hier ist, 
wenn ich an ein großes Netz denke, wie das der 
Bundesautobahnen mit über 13.000 Kilometern, 
ein breites Feld gegeben, gerade auch für an-
dere Projektzuschnitte als wir sie heute haben, 
und damit auch für eine noch stärkere Beteili-
gung des Mittelstands über die derzeitige Betei-
ligung hinaus. 
 
Vorsitzender: Vielen Dank! Herr Pakleppa, Sie 
haben das Wort! 
 
Felix Pakleppa (ZDB): Vielen Dank! Ich glaube, 
man muss, wenn man das Thema ÖPP und 
Mittelstand betrachtet, Herr Sendker, zwischen 
dem Straßenbau und dem Hochbau unter-
scheiden. Lassen Sie mich mit dem Straßenbau 
anfangen. Wir haben im Moment sechs 
ÖPP-Projekte im Bundesfernstraßenbau, bei 
denen Mittelständler nur sehr nachrangig auf der 
Konsortialebene und auf der Ebene des Gene-
ralunternehmers Bau und Betrieb beteiligt sind. 
Bei den sechs Projekten auf der Konsortialebene 
sind lediglich drei Mittelständler mit 6, 15 und 5 
Prozent beteiligt. Das betrifft die A8 Augsburg- 
München, Hamburg-Bremen und die A9 Leder-
hose-Landesgrenze. Auch beim Bau auf GU- 
Ebene sind die Mittelständler nicht mal in allen 
sechs Bereichen beteiligt, und eben auch ma-
ximal mit einem Drittel. Die Mittelständler bei 
dem letztgenannten Projekt Lederhose-Landes- 
grenze A9 haben Ausfälle aufgrund von Insol-
venz von Mittelständlern auf der Konsortialebene 
und der GU-Ebene Bau und Betrieb. Das ist im 
Moment für uns unbefriedigend. Wir sehen im 
Bereich Straßenbau das Problem, dass natürlich 
auch die Kosten zur Erstellung eines Angebots 
sehr, sehr hoch sind und das risikoreich ist. Bei 
einem A-Modell haben wir Planungskosten, die 
eben geleistet werden müssen, im sechsstelligen 
Bereich, teilweise überschreitet das die Millio-
nengrenze. Und da sind natürlich auf der Kon-
sortialebene gewisse Grenzen für den Mittel-
stand einfach aufgrund der Projektevolumina 
gegeben. Im Hochbau, glaube ich, sieht es an-
ders aus. Wir haben einige erfolgreiche 
ÖPP-Projekte im Hochbau, die auch mittel- 
standsgerecht sind. Und hier sind die Losgrößen 
entscheidend. Wir haben – ich habe das eben 
schon angesprochen – in Köln und in Offenbach 
Losgrößen, wo vierzig Schulen oder mehr zu-
sammengefasst worden sind, auch in Nürnberg 
haben wir mittlerweile größere Projekte. Wenn 
man da eben sagen würde, wir machen gerade 
im Hochbau auf den regionalen Mittelstand 
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konzentriert und ausgerichtet Hochbauprojekte, 
wären eben auch hier ÖPP möglich. Es gibt viele 
erfolgreiche Bereiche – Kindergärten, Begeg-
nungsstätten, Feuerwehrwachen – die Mittel-
ständler teilweise auch in Arbeitsgemeinschaften 
machen. Wir würden uns sehr wünschen, dass 
hier mehr Wert darauf gelegt wird.  
 
Eine weitere Möglichkeit in dem Bereich ist si-
cherlich die Frage der Finanzierung. ÖPP be-
steht ja eben aus Planen, Bauen und Betreiben, 
und nach dem Vier-Modul-Modell eben auch 
noch aus der Finanzierung. Es ist die Frage, ob 
man sagen kann, es gibt Modelle, bei denen die 
Firma plant, baut und betreibt, aber wir haben 
eine konventionelle Vergabe, um das Finanz- 
risiko eben gerade von den Mittelständlern 
wegzunehmen, für die es manchmal zu viel ist. 
Was wir uns wünschen würden – das sage ich 
meinem Nachbarn, dass sich das Mittelstandslos 
bei der ÖPP Deutschland AG manchmal ein 
wenig unbeteiligt fühlt, da vielleicht noch ein 
bisschen zu sehr das Augenmerk auf die Groß-
projekte gerichtet ist –, dass gerade auch von 
Seiten des Bundes, der ÖPP AG, mehr Beratung 
für die Kommunen in Bezug auf solche mittels-
tandsgerechte Ausgestaltung stattfinden würde, 
denn dann wäre auch die ablehnende Haltung 
bei vielen Mittelständlern gegenüber ÖPP sicher- 
lich abzubauen, wenn man eben sagt, es gibt 
flächendeckend mehr erfolgreiche Projekte. Bei 
Funktionsbauverträgen haben wir natürlich im-
mer die Frage, inwieweit können die Firmen das 
schultern, weil wir da in einem Bereich sind, in 
dem die Planung übernommen werden muss. 
Das ist für Mittelständler, die nicht schlüsselfertig 
bauen, sicherlich eine Hürde, die sie nicht immer 
überwinden können. 
 
Vorsitzender: Vielen Dank! Als nächstes der 
Kollege Groß! 
 
Abg. Michael Groß (SPD): Vielen Dank, Herr 
Vorsitzender! Vorab möchte ich Herrn Pakleppa 
danken, dass er noch mal sehr differenziert drauf 
hingewiesen hat, wo wir Nachholbedarf haben – 
bei den Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen, bei 
der Frage der Transparenz. Natürlich auch Dank 
von der SPD-Fraktion an alle Sachverständigen 
für ihre Beiträge. Ich möchte mich zu der Frage 
der Beteiligung des Mittelstandes auf eine 
Pressemeldung von heute aus den Bremer 
Nachrichten beziehen, in denen der Präsident 
der Bundesvereinigung Mittelständischer Bau-
unternehmen e.V., Herr Bode, deutlich sagte, die 
Mittelständler kommen bei Autobahnen nicht 
zum Zuge. Hier gibt es also auch, denke ich, viel 
Nachholbedarf oder Kritik, dass dieses Ziel ei-
gentlich nicht erreicht wird. Ich möchte aber, da 
jetzt nicht die Zeit für Statements ist, meine 
Frage an Herrn Prof. Beckers richten und an 

Herrn Klein von ver.di. Unseres Wissens und 
unserer Information nach hat der öffentliche 
Sektor einen Finanzierungsvorteil gegenüber 
dem privaten Sektor. Können Sie aufgrund Ihrer 
Erkenntnisse oder aufgrund von Evaluation 
erklären, warum dann immer noch bei der Um-
setzung durch PPP-Projekte eine kosteneffizi-
entere Ausführung angenommen wird, wenn das 
nicht zulasten der Qualität oder der Personal-
kosten passiert. 
 
Vorsitzender: Vielen Dank! Herr Beckers! 
 
Prof. Dr. Thorsten Beckers (TU Berlin): Ich 
habe ja gesagt, dass durch ÖPP bei den Bun-
desautobahnen Kostennachteile zu erwarten 
sind. Ein Kostennachteil von ÖPP sind höhere 
Finanzierungskosten. Aber es kann auch Vor-
teile geben. Es ist sozusagen eine Abwägung 
erforderlich. Höhere Finanzierungskosten führen 
nicht per se dazu, dass die ÖPP nachteilig ist. 
Das ist differenziert zu betrachten. Wir haben die 
Situation, dass derzeit die Finanzierungskosten 
der Privaten im Fremdkapital-Bereich etwa um 
2,5 bis 3,5 Prozent höher sein dürften, das ist 
auch nachzulesen in einem Bericht der VIFG. In 
den Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen zu den 
A-Modellen, die uns als Wissenschaftler von 
MdB und Journalisten zur Verfügung gestellt 
worden sind, um Einschätzungen dazu abzu-
geben, wird davon ausgegangen, dass die Pri-
vaten Finanzierungsnachteile von ca. 2,6 bis 2,8 
Prozent haben. Wenn ich jetzt mal vereinfacht 
davon ausgehe, dass ein Projekt mit einem 
Volumen von hundert Millionen Euro zur Hälfte 
mit privatem Kapital finanziert wird, wenn der 
Anteil höher ist, was bei A-Modellen häufig der 
Fall ist, ist der Effekt extremer. Also nehmen wir 
mal an, es wird zur Hälfte mit privatem Kapital 
finanziert, fünfzig Millionen und sagen wir mal zur 
Vereinfachung, das ist nur Fremdkapital (FK) – 
denn Eigenkapital (EK) ist ja teurer als FK – dann 
müssen wir Folgendes berücksichtigen: Die 
Privaten müssen dafür, dass sie so ein Darlehen 
für das FK bekommen, erst mal zwei Prozent am 
Anfang auf die Kreditsumme zahlen. Dann ha-
ben sie pro Jahr höhere Zinsen von – gehen wir 
mal nach unten – 2,6 Prozent. Wenn man das 
durchrechnet, dann fragt man sich eigentlich: 
Wie will man diese Einsparung beim Bauen, 
Erhalten und Betreiben erzielen, um diese Ef-
fekte auszugleichen? Keine auf dem Planeten 
Erde bekannte Technologie im Baubereich kann 
das in Ansätzen hergeben, wie einzelne einfache 
Excel-Kalkulationen nachvollziehbar machen. 
Insofern sollte das vielleicht auch die Grundlage 
sein, sich zu fragen, was passiert eigentlich in 
diesen Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen, wenn 
in diesen Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen her- 
auskommt, dass das am Ende günstiger ist. Da 
kann man sich oder sollte man sich unseres 
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Erachtens die Frage stellen, was läuft da falsch. 
Und – ich bin da konservativ und werteorientiert 
ausgebildet – in der Demokratie soll man dem 
Parlament die Wahrheit sagen. Ich kann nur 
empfehlen, gucken Sie sich das genau an. Es 
spricht sehr viel dafür, dass da erhebliche Defi-
zite sind und es spricht auch sehr viel dafür, dass 
die Fehlanreize, die in diesem PPP-Kontext 
vorliegen, eine unrühmliche Rolle spielen. 
 
Vorsitzender: Vielen Dank! Herr Klein! 
 
Dietrich Klein (ver.di): Die Frage war ja nach 
der Kosteneffizienz, soweit ich das verstanden 
habe. Also wir haben ja ein Projektteam ge-
gründet, was den Ausbau der A7 in ÖPP be-
gleitet. Und wir wissen ja, dass zwei Drittel der 
vorhandenen Strecke, die da in Rede steht, 
bereits konventionell erstellt worden ist bzw. 
erstellt wird. Es werden da pauschale Vorteile 
angenommen, die wir für nicht belegbar halten. 
Also wenn da Effizienzvorteile zwischen 5 und 15 
Prozent angesetzt werden, dann haben wir da 
noch nichts zu gehört. Wir können die nicht 
überprüfen. Die PPP-Projekte im Straßenbau 
laufen über dreißig Jahre. Die sind erst vor ein 
paar Jahren angelaufen. Also wie man da wei-
terhin behaupten kann, diese Effizienz zu er-
wirken ist mir völlig schleierhaft. Wir sind da, 
glaube ich, auch eigentlich mit dem Landes- und 
dem Bundesrechnungshof der Meinung, dass 
Laufzeiten von 30 Jahren für ein PPP-Projekt 
nicht besonders günstig sind, da ja in diesen 30 
Jahren erhöhte Erhaltungsmaßnahmen anfallen. 
Da ist also auch zwei- bis dreimal eine Grund-
erneuerung mit drin. Danke! 
 
Vorsitzender: Vielen Dank! Als nächstes der 
Kollege Simmling! 
 
Abg. Werner Simmling (FDP): Vielen Dank, 
Herr Vorsitzender, verehrte Sachverständige, 
liebe Kollegen, meine Damen und Herren! Ich 
möchte auch ein ganz kurzes Statement zu 
Beginn meiner Ausführung machen und mich da 
auch an den Kollegen Sendker anschließen. Ich 
möchte ausführen, dass wir es begrüßen, dass in 
den vorliegenden Anträgen zum Ausdruck 
kommt, dass die Weiterentwicklung von Öffent-
lich-Privaten-Partnerschaften als Finanzierungs- 
und Beschaffungsmaßnahmen in der Infra-
struktur grundsätzlich sehr positiv gesehen wird. 
Zwei Dinge machen mir aber Sorgen, auch das 
wurde schon angesprochen. ÖPP ist zurzeit 
noch wenig mittelstandsgerecht, vor allen Din-
gen im Tiefbau. Und zweitens das Thema 
Transparenz. Natürlich ist es ein liberales Fazit, 
dass bei Infrastrukturinvestitionen Wirtschaft-
lichkeitsuntersuchungen insgesamt vermehrt 
durchgeführt werden müssen, da Wirtschaft-
lichkeitsuntersuchungen das Bewusstsein für 

Wirtschaftlichkeit schärfen und zu besseren 
Entscheidungsgrundlagen führen. Ich glaube wir 
sind uns alle einig, dass ein konstruktiver Dialog 
mit allen Partnern notwendig ist, um das In-
strument zu erweitern und dass klare und 
transparente Regeln nur förderlich sind. Aber 
überziehen sollte man in Sachen Transparenz 
auch nicht. Denn undifferenzierte Transparenz- 
forderungen können das Instrument auch be-
schädigen. Deshalb eine Frage an Herrn Dr. 
Heiko Stiepelmann und Herrn Prof. Torsten 
Böger: Wie kann Transparenz in der Diskussion 
erreicht werden, ohne den Wettbewerb zu be-
einflussen? Danke! 
 
Prof. Torsten Böger (VIFG): Herr Abg. Simm-
ling, vielen Dank! Wir haben bei der Betrachtung 
von ÖPP-Modellen das Zusammenführen von 
zwei ganz unterschiedlichen Perspektiven. Das 
eine ist die kamerale Perspektive – ich muss ein- 
fach nochmal darauf hinweisen, dass das ein 
System ist, in dem bestimmte Dinge nicht abge-
bildet werden – und wir haben eine ÖPP-Vari- 
ante, die wir im Rahmen der Wirtschaftlich-
keitsuntersuchung untersuchen. Jetzt können 
Sie sich vorstellen, das sind zwei Perspektiven, 
die man miteinander zusammenbringen muss. 
Die muss man zusammenführen. Da wird auf der 
öffentlichen Seite natürlich kalkuliert. Da werden 
auch die öffentlichen Finanzierungskosten an-
genommen. Da wird aber auch die Frage un-
tersucht und beantwortet: Wie kann ich denn 
über 30 Jahre Effizienz erreichen? Das, was am 
Ende dann abgebildet wird, das ist der so ge-
nannte PSC oder die öffentliche Realisierungs-
variante. Das ist nichts anderes als eine Kalku-
lation auf der öffentlichen Seite. Und wer die 
Frage stellt, warum das denn trotz höherer  
Finanzierungskosten oder privatwirtschaftlicher 
Risikoübernahme sinnvoll sein kann, dem emp-
fehle ich an der Stelle einfach mal in die ent-
sprechenden Leitfäden zu schauen, wo genau 
diese Fragestellungen rauf und runter diskutiert 
werden. Dann kann man in der Tat auch mal eine 
Größenordnung einsetzen und stellt fest, dass 
höhere Finanzierungskosten der privaten Vari-
ante sich auszahlen. Sie zahlen sich nämlich in 
einem ganz anderen Managementablauf einer 
solchen Großbaustelle aus. Uns sagen Kollegen 
aus der Straßenbauverwaltung, aus den Pro-
jekten, die wir mit betreut haben: Gebt uns alles 
Geld der Welt und wir schaffen es trotzdem nicht, 
diese Projekte in einem ähnlichen zeitlichen 
Ablauf umsetzen zu können. Also Finanzierung 
ist ein Anreizfaktor, das berücksichtigen wir. 
Wenn wir dies kalkulieren, im Rahmen der 
Wirtschaftlichkeitsuntersuchung, dann sehen wir 
auch, wie die öffentliche Variante ist. Wir haben 
Daten aus der öffentlichen Variante, wir müssen 
vieles ermitteln und erheben, aber es ergibt sich 
dadurch natürlich auch eine Grundgesamtheit an 
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Daten, für die eigene Kalkulation. Genau da 
würden wir im Prinzip die Grenze ziehen: Die 
Frage, wie ich zu dem Verfahren komme, Aus-
sagen darüber, wie die Risikoverteilung ist und 
warum der Private ganz anders agieren kann, 
sind selbstverständlich Fragen, die transparent 
zu diskutieren sind. Die Frage ist nur, genau wie 
auf der privaten Seite: Preise rausgeben, das 
macht man; Risikoverteilung, Verträge rausge-
ben, das macht man; aber die eigene Kalkulati-
on, die legt man halt nicht offen. Wenn man das 
möchte – was ja durchaus denkbar ist, eine 
solche Kalkulation offen zu legen –, dann muss 
man sich darüber im Klaren sein, dass alles 
einen Preis hat. Und der Preis ist eben bei dieser 
Transparenz, dass die privaten Anbieter, auch 
wenn sie unter enormen Wettbewerb stehen, 
sehr viel genauer kalkulieren können. Sie kön-
nen dann genau sehen: Wie sind die Annahmen 
auf privater Seite? Wo muss ich mit meinem 
Preis hingehen? Dann wird es für die Allge-
meinheit teurer. Das kann der Preis sein. Das ist 
letztendlich dann eine politische Entscheidung. 
Das mag unterschiedlich sein, wenn Sie Ge-
bietskörperschaften haben, die nur ein oder zwei 
Projekte über mehrere Jahre rausbringen. Im 
Bundesfernstraßenbau haben wir jetzt sechs 
A-Modelle an den Markt gebracht. Das sind sehr 
ähnliche Projektstrukturen, dementsprechend 
auch sehr ähnliche Kostenstrukturen. Das ist 
quasi ein Projektträger, nämlich der Bund in 
Zusammenarbeit mit den Länderverwaltungen. 
Da kann ein guter Techniker genauso wie ein 
cleverer Betriebswirt bei den Baufirmen und bei 
den Sponsoren sehr genau kalkulieren, was die 
Privaten können. Deswegen: Alles rausgeben, 
was an Informationen möglich ist und den 
Wettbewerb nicht beeinträchtigt. Ich glaube, das 
ist etwas, mit dem die Diskussion sehr stark 
versachlicht werden kann. Damit auch mal die 
Fragestellung hinsichtlich der Finanzierungs-
kosten oder warum der Private Dinge anders 
machen kann – nicht besser, ich würde nie sa-
gen besser, er kann sie anders manchen – be-
antwortet und sachlich diskutiert werden kann. 
 
Vorsitzender: Vielen Dank! Herr Stiepelmann! 
 
Dr. Heiko Stiepelmann (HDB): Vielen Dank für 
die Frage, Herr Simmling! Die Diskussion haben 
wir auch in unseren Reihen geführt, und zwar 
durchaus auch kontrovers. Es gibt schon Gren-
zen der Transparenz, das will ich gar nicht ver-
hehlen. Es ist immer ein Abwägungsprozess, 
denn ÖPP ist nichts, wenn kein Wettbewerb 
existiert. Das höchste Gut, was ÖPP angeht, ist 
die Erhaltung des Wettbewerbsprozesses. In-
soweit liegt die Grenze der Transparenz da, wo 
der Wettbewerbsprozess beschädigt wird. Das 
liegt – aus unserer Sicht zum Beispiel – im Be-
reich der Angebote. Wenn die Angebote offen-

gelegt werden, wenn das geistige Eigentum von 
Firmen – da spielt dann Wettbewerb eine Rolle – 
allen zugänglich gemacht wird, dann glaube ich, 
hätten wir eine Beschädigung des ÖPP-Pro- 
zesses. Aber davon stehen wir ganz weit ent-
fernt. Wir haben eine Menge mehr nachzuholen, 
im Bereich der Transparenz, denn im Augenblick 
sind sowohl die konventionellen Projekte als 
auch die ÖPP-Projekte schon relativ intrans- 
parent. Wir können uns auf allen Ebenen des 
ÖPP-Prozesses, was Transparenz angeht, 
Schritte nach vorn vorstellen. Ich nehme einfach 
mal die Phasen eines Prozesses. In der Phase 
Bedarfsbestellung, Maßnahmenidentifizierung: 
Ja, warum kommt es nicht zu einer Veröffent- 
lichung der Ergebnisse der ÖPP-Eignungstests? 
Das kann man sich durchaus vorstellen. Oder in 
der Phase Vorbereitung, Konzeption: Also wir 
könnten uns durchaus vorstellen, dass die Er-
gebnisse der vorläufigen Wirtschaftlichkeitsun-
tersuchung allen zugänglich gemacht werden. Im 
Bereich der Ausschreibung und Vergabe: Ja, 
warum denn nicht die Offenlegung von Aus-
schreibungsunterlagen. Für uns ist es auch kein 
Thema, die Verträge offenzulegen, und nicht nur 
für den Hochbau, wo es auf unsere Initiative hin 
ja allmählich geschieht. Wir können mehr tun, 
klar, auch im Bereich der Verkehrswege. Wir 
könnten uns in der Phase Implementierung, 
Vertragscontrolling durchaus vorstellen, dass es 
so etwas gibt, wie Transparenzberichte, die über 
die Ergebnisse des Vertragscontrollings infor-
mieren. Man kann Nutzerbefragungen machen 
und auch veröffentlichen. Und man kann am 
Ende – das Thema ist ja schon mal angespro-
chen worden – Projekte auch evaluieren und die 
Ergebnisse der Evaluierung dokumentieren. 
Also es gibt eine ganze Menge Dinge, die man 
tun kann, aber wichtig ist, dass man irgendwann 
dann doch zu verpflichtenden Transparenz- 
standards für alle staatlichen Ebenen kommt. 
Das können wir uns gut vorstellen. Ein erster 
Schritt wäre möglicherweise die Erarbeitung 
eines ÖPP-Transparenzleitfadens, der dann 
auch zwischen Bund und Ländern, zwischen den 
staatlichen Ebenen, auch für verbindlich erklärt 
wird, wie das beim Wirtschaftlichkeitsleitfaden 
geschehen ist. 
 
Vorsitzender: Vielen Dank, Herr Stiepelmann! 
Kollegin Leidig, Sie haben das Wort! 
 
Abg. Sabine Leidig (DIE LINKE.): Ich möchte 
vorwegschicken, dass ich viel davon halte, auch 
Erfahrungswissen in die Debatten einzubezie-
hen. Ich erinnere mich, dass in den neunziger 
Jahren die Privatisierung von öffentlichen Ein-
richtungen allerorten gepriesen wurde, dass 
Beraterfirmen durch die Kommunen gezogen 
sind und diese Option in den schönsten Farben 
geschildert haben. Inzwischen haben wir die 
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Erfahrung in vielen Kommunen, dass rekommu- 
nalisiert wird, weil tatsächlich die Versprechen 
nicht eingelöst worden sind. Von daher möchte 
ich gerne nochmal Herrn Waßmuth fragen, der 
davon gesprochen hat, dass es in Großbritan-
nien auf Initiative des House of Commons – also 
im Grund des konservativen Hauses – eine 
Bewertung der Erfahrungen mit PPP-Projekten 
gegeben hat. Ich möchte Sie gerne fragen, Herr 
Waßmuth, was Sie davon wissen, was aus die-
sem Erfahrungsbericht extrahiert werden kann 
und ob diese Erfahrungen für die bundesdeut-
sche Situation relevant sind. Kann man daraus 
für unsere Situation lernen?  
 
Die zweite Frage möchte ich gerne an Herrn 
Bönte vom Bundesrechnungshof richten. Es 
entsteht ja jetzt der Eindruck, dass, wenn die 
Verfahren der Ausschreibung, der Wirtschaft-
lichkeitsberechnung transparenter wären, die Art 
und Weise – wie Herr Böger sagte –, dass die 
Privaten es anders können, nicht besser aber 
anders, also wenn sozusagen die Schwächen 
der Intransparenz beseitigt werden, dass dann 
diese PPP-Modelle und Projekte für die Gesell-
schaft vorteilhafter wären. Das habe ich aus 
Ihren Stellungnahmen gehört. Mich würde inte-
ressieren, welche Kritik der Bundesrechnungs-
hof an den Projekten hat, was Ihre Ansätze sind 
und ob diese Bedenken mit mehr Transparenz 
ausgeräumt wären. 
 
Carl-Friedrich Waßmuth (GiB): Die Erfahrun-
gen in Großbritannien wurden dort vom Finanz- 
ausschuss erstellt. Das House of Commons 
hatte zu dem Zeitpunkt – wie heute auch – eine 
konservativ-liberale Regierung und man hat sich 
sehr umfangreich mit dem Thema PPP, das dort 
mittlerweile PFI genannt wird, befasst. Man hat 
etwa 20 Experten befragt. Man hat ca. 50 
schriftliche Stellungnahmen abgerufen und hat in 
etwa 120 einzelnen Punkten PPP dezidiert be-
wertet. Zunächst das Resümee: Das ist ganz 
überwiegend negativ und kritisch. Großbritan-
nien hat einfach die längsten Erfahrungen und es 
sind dort schon viele Projekte in eine späte 
Phase gekommen, wo es große Probleme gibt. 
Man hat auch die Finanzierungen dort detailliert 
untersucht. Ich denke, dass dieser Finanzaus-
schuss nicht im Verdacht steht, ideologisch zu 
argumentieren. Diese Prozentpunkte, die Herr 
Prof. Beckers da genannt hat, wenn man die 
über die Vertragslaufzeit hochrechnet – jeder, 
der mal ein Haus gekauft hat, weiß, was da ein 
paar Punkte hinter dem Komma ausmachen – 
die kommen in einer Beispielrechnung zu einem 
Verhältnis von 1:1,7 öffentliche Finanzierung zu 
privater Finanzierung über die gesamte Ver-
tragslaufzeit. So viel teurer ist dort dann private 
Finanzierung. Das ist durchaus relevant, auch 
wenn derzeit die Aussagen der Bundesregierung 

zu PPP und dem internationalen Bezug wider-
sprüchlich sind. Zum einen sagt man – das kam 
auch hier schon von den anderen Sachverstän-
digen zur Sprache – man hätte in Deutschland 
einen eigenen Weg, heißt ÖPP nicht PPP. Die 
Bundeskanzlerin, Frau Dr. Angela Merkel, hat in 
der Regierungserklärung allerdings klar ge-
macht, dass sie mittels Projektanleihen PPP in 
Europa machen möchte und dazu Mittel der EIB, 
der Investitionsbank, beanspruchen will. Die A7 
ist dort als Projekt schon vorgesehen. Es gibt 
auch eine enorme internationale Verflechtung 
von PPP, die Deutschland mit einschließt. Die 
Akteure KPMG, PricewaterhouseCoopers, 
Deloitte, Freshfields Bruckhaus sind alle inter-
national. Hochtief Concessions ist zum Beispiel 
Akteur beim Flughafen Athen. Bilfinger Berger 
Global Infrastructure hat seinen Sitz in der 
Steueroase Luxemburg. Die Autobahn-PPP in 
Deutschland sind bisher ausschließlich an 
Töchter international agierender Konsortien 
vergeben worden. Es ist kein Kriterium in der 
deutschen PPP-Gesetzgebung, also in den 
zusammengefassten Gesetzen, die da betroffen 
sind, erkennbar, das eine signifikant andere 
Behandlung von deutschen PPP gegenüber 
internationalen PPP begründen könnte. Des-
wegen werden deutsche PPP auch ganz prob-
lemlos mit anderen internationalen PPP in Infra-
strukturfonds gebündelt und dort gehandelt. 
 
Vorsitzender: Vielen Dank! Herr Bönte! 
 
Ralf Bönte (BRH): In Bezug auf unsere Erfah-
rung kann ich natürlich auf unseren BWV-Bericht 
verweisen und auch noch auf unsere Stellung-
nahme. Da haben wir dargestellt, dass wir die 
bisherigen verkehrsabhängigen Vergütungs-
systeme und die Ergebnisse der Wirtschaftlich-
keitsuntersuchungen sehr kritisch sehen, ins-
besondere auf Grund der hohen Abweichung 
zwischen den Schätzungen von Bund, Bieter und 
Zweitbieter. Aber man kann auch grundsätzliche 
Überlegungen anstellen, wie sie hier schon 
gerade gemacht wurden, warum ÖPP teurer 
oder billiger sein könnte. Schauen wir uns ei-
nerseits Finanzierungskosten an, die sind ja 
ausgiebig hier schon diskutiert worden. Ande-
rerseits muss man fragen: Wo sind denn Ein-
sparpotenziale? Da muss man sicher sektor- 
spezifisch argumentieren. Im Straßenbaubereich 
können Einsparpotenziale im Zusammenhang 
von Bau, Planung, Betrieb und Erhaltung liegen. 
Dabei ist aber zu berücksichtigen, dass sich der 
Bieter, insbesondere bei Bau und Planung, auch 
an die Planfeststellungsbeschlüsse halten muss, 
die teilweise sehr dezidiert sind und auch die 
Innovation stark einschränken. Andererseits 
haben Erfahrungen gezeigt, dass es für Bieter 
teilweise möglich war, die Referenzentwürfe des 
Bundes zu übernehmen, die der Bund für sein 
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PSC erstellt hat. Das ist teilweise geschehen. 
Also stelle ich mir dann die Frage: Wo sollen 
dann die Effizienzen herkommen, wenn er quasi 
genau das Gleiche macht, wie der Bund? Wenn 
ich dann sehe, dass die Erhaltung und der Be-
trieb natürlich anders sind als bei Hochbaupro-
jekten, weil die Folgekosten sehr viel niedriger 
sind als bei Hochbauprojekten. Zum Betrieb ist 
zum Beispiel zu sagen, dass Betrieb zu über 50 
Prozent aus Personalkosten besteht. Bei darü-
ber hinaus wesentlichen Sachen, wie Drittbe-
schaffung, das heißt Sachen, die auch über den 
Wettbewerb beschafft wurden, da sehe ich keine 
Einsparpotenziale. Oder Maschinen und Roll-
stoffe oder sonstige Materialen, auch da sind die 
Einsparungen eigentlich nur relativ gering. Ins-
gesamt kann man sagen, dass es eigentlich nicht 
ganz nachvollziehbar ist, woher hohe Einspar-
potenziale im Straßenbau sich generieren sollen. 
Schwierig wird es dann, wenn neue Faktoren, 
wie bei neuen Wirtschaftlichkeitsuntersuchun-
gen hinzukommen, wenn man sozusagen den 
volkswirtschaftlichen Nutzen betrachtet. Da wird 
es dann teilweise schwierig es nachzuvollziehen 
und auch schwierig es zu belegen.  
 
Grundsätzlich muss man natürlich sagen, dass 
Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen auf einer 
Vielzahl von Annahmen beruhen, die diskutiert 
werden können. Wichtig bei Wirtschaftlichkeits-
untersuchungen ist aber, dass die Annahmen 
zumindest widerspruchsfrei sein sollten. Das ist 
manchmal zumindest zu diskutieren, ob das so 
wäre. Bei der Nutzenbetrachtung muss man 
natürlich sehen, wir haben das in unserem 
Statement auch gesagt, dass das Bundesmi-
nisterium einen wesentlichen Vorteil in der frü-
heren Realisierung sieht. Begründet darauf, 
dass beim ÖPP eine Ausnahme von der Teil-
losvergabe stattfindet. Da muss man sich natür-
lich fragen, ob das im Zuge der Mittelstands- 
problematik richtig ist und ob man dann nicht 
auch sozusagen in einer gesamtwirtschaftlichen 
Betrachtung überlegen müsste, ob nicht auch die 
Mittelstandsförderung einen positiven Wert hat. 
Von daher sind sicherlich die Wirtschaftlich-
keitsuntersuchungsergebnisse zumindest kri-
tisch zu hinterfragen. Gleichzeitig sage ich aber, 
dass Transparenz sicherlich sehr wichtig ist, 
insbesondere im Hinblick auf die Methodik. Es 
wäre sehr hilfreich, wenn man eine Weiterent-
wicklung der Methodik auch öffentlich diskutieren 
würde. Das ist das Mindestmaß, was man ma-
chen sollte. Problematisch ist sicherlich zum 
Beispiel, den PSC vorher zu veröffentlichen. So 
ist es natürlich so, dass der PSC ein drittes 
Angebot ist und damit einen gewissen Wettbe-
werbsdruck ausübt. Ob man ihn im Nachhinein 
veröffentlichen kann, um so mehr Transparenz 
zu schaffen, da müsste man sich wirklich im 
Detail nochmal anschauen, welche Folgen das 

hat. Das müsste man wirklich nochmal detailliert 
diskutieren, also das kann man jetzt so nicht 
ohne weiteres abschätzen. 
 
Vorsitzender: Vielen Dank! Als nächstes der 
Abg. Kühn! 
 
Abg. Stephan Kühn (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Herzlichen Dank! Für die Politik ist derzeit 
eine Bewertung und auch eine Kontrolle der 
Frage, welches Projekt nun in einer konven- 
tionellen oder einer ÖPP-Beschaffungsvariante 
wirtschaftlicher ist, gar nicht möglich, weil rele-
vante Unterlagen, um das zu beurteilen, wie 
Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen, Konzes- 
sionsvertragsentwürfe, die späteren Inhalte der 
Verträge, eben nicht öffentlich sind. Ich habe 
eine Frage an Herrn Prof. Beckers. Sie haben 
methodische Defizite bei der Wirtschaftlich-
keitsuntersuchung angesprochen. Können Sie 
nochmal darauf eingehen, woraus die aus Ihrer 
Sicht bestehen? Und können Sie auch nochmal 
Ihre Einschätzung geben, hinsichtlich der Frage, 
die Wirtschaftlichkeitsuntersuchung öffentlich zu 
machen? Die VIFG hat gesagt, dass sie da 
Probleme sieht. Die zweite Frage geht an Herrn 
Klein. Sie haben es schon angesprochen, Kos-
teneffizienz des ÖPP-Ansatzes hinsichtlich Le-
benszyklus. Bei dem Beispiel, wo Sie beteiligt 
waren, also Ausbau der A7, können Sie da 
nochmal Ihre Einschätzung, was die Kostenre-
duktion über den Lebenszyklus angeht vertieft 
darstellen, und vor allen Dingen mit Blick auf das 
Controlling in dem Zusammenhang? 
 
Vorsitzender: Vielen Dank! Herr Beckers! 
 
Prof. Dr. Thorsten Beckers (TU Berlin): Ich 
fange vielleicht mit dem zweiten Teil an, mit der 
Frage der Transparenz. Ich muss dazu sagen, 
dass wir uns mit einem Verfassungsrechtler in 
einem Forschungsprojekt mit der Frage be-
schäftigen: Was ist denn das adäquate Trans-
parenzniveau bei PPP? Denn es ist ganz klar, es 
gibt Rationalität dafür, dass die öffentliche Hand 
an bestimmten Stellen intransparent ist. Ich bin in 
meiner Stellungnahme auch darauf eingegan-
gen. Wir haben die Situation, dass ÖPP eine 
wesentlich komplexere Beschaffungsvariante ist 
als die konventionelle Beschaffung. Sie haben 
dicke Verträge, die laufen über 30 Jahre. Wir 
haben im Vergleich zur konventionellen Be-
schaffungsvariante wenig kodifiziertes Wissen, 
wenig Standards. Und das Wissen ist nicht so 
sehr durch die Gesellschaft „gewabert“, will ich 
mal sagen. Vor dem Hintergrund ist es schwierig, 
klare Regeln aufzustellen, die man einfach ab-
arbeitet, um zu gucken, ob alles mehr oder we-
niger gut läuft. Das ist bei einer konventionellen 
Beschaffung vergleichsweise einfach möglich. 
Das ist ein Grund dafür, warum es hier eine 
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besondere Bedeutung hat, Transparenz herzu-
stellen. Aber es ist natürlich abzuwägen, was 
sind die Nachteile, was sind potenzielle Nach-
teile und sind das wirklich Nachteile. Wenn man 
eine hohe Wettbewerbsintensität zwischen den 
Bietern hat, würde wenig dafür sprechen, sehr 
viele Zahlen aus den Wirtschaftlichkeitsunter-
suchungen auch vor der Vergabe zu veröffent-
lichen. Insofern muss man sich fragen, wenn von 
den vergebenden Stellen gesagt wird, „Wir ha-
ben hohe Wettbewerbsintensität“ und dann 
gleichzeitig „Wir wollen aber nichts rausgeben“, 
dann ist in jedem Fall zumindest eine Inkonsis-
tenz in der Argumentation gegeben. Nehmen wir 
mal an, es gibt diese Wettbewerbsintensität doch 
nicht, also – salopp formuliert – es gibt Kartelle. 
Wenn man diesen Verdacht hat, kann es Gründe 
dafür geben, Zahlen nicht rauszugeben. Die 
Methodik der Kostenberechnung nicht rauszu-
geben, dafür gibt es fast gar keine Argumente. 
Man kann, wenn man um 17 Ecken denkt, Argu- 
mente dafür finden, ganz spezielle Stellen der 
Methodik zu schwärzen. Aber das ist schon um 
17 Ecken gedacht. Machen wir das mal! Dann 
kann man es rausgeben, wenn man halt diese 
ganz speziellen Stellen schwärzt. Wie gesagt, es 
erscheint sehr wichtig hier Transparenz herzu-
stellen, um gesellschaftliches Know-how rein-
zubringen, auch hinsichtlich der Kontrolle. Denn 
ich habe ja darauf hingewiesen, es gibt sehr viel 
Fehlanreiz im Kontext PPP. Die Berater verdie-
nen mehr Geld, wenn sie nicht nur eine WU 
erstellen, sondern danach auch eine Vergabe 
begleiten. Für die Politik – ich habe es ja er-
wähnt, es war salopp formuliert, das möchte ich 
auch noch mal betonen – ist es sehr interessant, 
den Grundgedanken der Schuldenbremse mit 
PPP zu umgehen. Das ist sozusagen ein Fehl-
anreiz. Und in diesem Kontext ist Transparenz 
besonders wichtig, weil man halt diese komplexe 
Beschaffungsvariante hat, die hinter verschlos-
senen Türen nicht so einfach zu beurteilen ist. 
Also: Erster Teil „Methodik“ sollte in jedem Fall 
offengelegt werden.  
 
Zu den methodischen Defiziten. Also das ist eine 
Sache, mit der wir uns beim Thema PPP schon 
sehr lange beschäftigen, in vielen Forschungs-
projekten. Es ist sehr schwierig, hier jetzt in 
wenigen Minuten – oder Sekunden sind das ja 
fast nur für einzelne Themen – das alles darzu-
legen. Wichtige Punkte sind: Transaktionskosten 
im Kontext von Nachbehandlungen überhaupt 
bzw. stärker zu berücksichtigen; Restwertprob-
lematik bei den Straßen zu berücksichtigen. Man 
hat Probleme, die Substanzqualität von Straßen 
zu beurteilen – das haben wir auch zusammen 
mit Experten, die sich mit Erhaltung auskennen, 
schon in Studien für die Bundesregierung im 
Straßenbereich aufgezeigt. Wir haben einen 
Ansatz, wie die Kosten für die ÖPP-Variante in 

einer erwarteten WU ermittelt werden, der weder 
theoriegeleitet noch durch empirische Erkennt-
nisse irgendwie rechtfertigbar ist. Das ist kom-
plett nicht nachvollziehbar, wie das gemacht 
werden soll. Herr Schnieder, ich weiß nicht, 
vielleicht kennen Sie die WU. Sie schütteln den 
Kopf. Ich kann gerne zu Ihnen kommen und 
Ihnen das darlegen. Wenn Sie noch mehr haben, 
wo wir reingucken sollen, können wir das auch 
gerne mit Ihnen diskutieren.  
 
Wir haben durch PPP eine Zinssicherung, die 
stattfindet und die anders ist als die Zinssiche-
rung, die die gesamte Bundesregierung über die 
Bundesfinanzagentur macht. Es wird jetzt in den 
WU davon ausgegangen, dass die öffentliche 
Hand abgesichert ist, aufgrund der Art und 
Weise, wie über die Zinsstrukturprobe diskutiert 
wird. Es wird dann aber – das ist sozusagen ein 
Punkt, der mit der Inkonsistenz korrespondiert, 
auf die auch Herr Bönte hingewiesen hat – einer 
PPP-Variante ein Vorteil zugerechnet, weil 
Zinssicherungsgeschäfte durch diesen impliziten 
Zinsswap in PPP-Projekten erfolgen. Das ist 
komplett absurd. Anders kann man das nicht 
nennen. Letzter Punkt: Die Berücksichtigung von 
Steuereffekten führt dazu, dass die ÖPP-Vari- 
ante sehr schön gerechnet wird. Und vielleicht 
als Allerletztes: Der Ausschuss hier hat ja schon 
Erfahrung mit großen Excel-Werken, mit denen 
irgendwie Maßnahmen gerechtfertigt werden. 
Vor zwei Legislaturperioden waren ja Herr 
Notheis und seine Mitarbeiter hier und haben 
Ihnen vorgestellt, wie vorteilhaft die Haushalts-
wirkung bei einer integrierten Teilprivatisierung 
der DB ist und haben sozusagen dieses Modell 
gerechtfertigt. Etwas ähnliches, ein großes Ex-
cel-Werk – wie gesagt, ich will das dem Parla-
ment in der kurzen Zeit deutlich sagen –, wel-
ches eigentlich nur ein „Potemkinsches Dorf“ 
darstellt, findet hier statt. Also ich sehe da viele 
Parallelen zu den Rechnungen, die Herr Notheis 
und seine Mitarbeiter damals angestellt haben, 
um diese integrierte Teilprivatisierung der DB zu 
rechtfertigen. Das ist in großen Teilen ähnlich 
absurd. 
 
Vorsitzender: Vielen Dank! Herr Klein! 
 
Dietrich Klein (ver.di): Zu dem ersten Punkt, 
zur Kosteneffizienz, habe ich vorhin schon etwas 
gesagt. Ich glaube, das ist auch so angekom-
men. Das muss ich auch nicht wiederholen. Die 
zweite Frage betraf Controlling und Lebenszyk-
lus. Uns in der Straßenbauverwaltung ist über 
das reine Vertragscontrolling, was also jetzt an 
der A1 durchgeführt wird, ein weitergehendes 
Controlling nicht bekannt. Die Schwierigkeiten 
der Vertragsverhandlungen ergeben sich auf-
grund der Veranschlagung  der Summen für, das 
haben wir vorhin schon gesagt, Bau, Betrieb und 
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Instandsetzung in einer Summe und ist dann 
sehr schwer auseinanderzuziehen und nachzu-
vollziehen. Wie gesagt – ich wiederhole das 
nochmal – mir ist aus der Straßenbauverwaltung 
überhaupt nicht bekannt, dass wir über das 
Vertragscontrolling hinaus zurzeit irgendwas 
kontrollieren. Wie das aussieht mit Transaktions- 
kosten, Finanzierungskosten und auch sonsti-
gen künftigen Unterhaltungskosten, ob das alles 
einberechnet worden ist, in die Gesamtbetrach-
tung der ÖPP-Projekte, das wird nach unserem 
Wissen nicht realisiert. Ich wollte jetzt noch zu 
Herrn Bönte sagen: Wenn Sie sagen, alle Leute 
aus der Straßenbauverwaltung hätten Ihnen 
gesagt, das können die eh besser, dann würde 
ich sagen, haben Sie mit sehr vielen Praktikern 
aus Niedersachsen sicherlich nicht gesprochen. 
Das weiß ich aus der Erfahrung. Wir sind der 
Auffassung, wir können das genauso schnell, wir 
können das genauso gut. Wir haben einen Zeit-
plan hingelegt, mit dem wir die A7 bauen könnten 
– wird vom BMVBS als zu ambitioniert ange-
zweifelt. Wir sagen: Gebt uns das Geld dazu, 
dann können wir sofort anfangen und wir müss-
ten nicht abwarten, bis sämtliche Planfeststel-
lungsbeschlüsse gefasst worden sind. Dazu 
kommt ja noch, dass man im Moment ja dem 
Hörensagen nach überlegt, mit der Angebots-
schiene bereits zu beginnen, bevor die Plan-
feststellung völlig abgeschlossen ist. Was be-
deutet, wenn sich dann in den nicht abge-
schlossenen Bereichen Probleme auftun sollten, 
dann ist das wieder eine Frage: Wie kann ich das 
überhaupt regeln? Ich denke mal, das Übliche 
wird sein: über Nachträge, sprich zu Kosten der 
öffentlichen Hand. Danke! 
 
Vorsitzender: Vielen Dank! Ich vermute, Sie 
haben Herrn Böger gemeint und nicht Herrn 
Bönte. Als nächstes ist Abg. Holmeier dran. 
 
Abg. Karl Holmeier (CDU/CSU): Vielen Dank! 
Ich finde es zunächst eine Unverschämtheit, 
dass Herr Beckers deutsche ÖPP-Projekte mit 
den Problemen in Griechenland vergleicht. Also, 
das glaube ich, kann man in keinster Weise 
sagen. Wir wissen alle, dass ÖPP kein Allheil-
mittel ist, dass es bereits schlechte Beispiele, 
vielleicht in England, gibt aber auch gute, in 
Österreich. Die ÖPP soll nur dort in Betracht 
kommen, wo es wirklich Sinn macht und einen 
echten Mehrwert darstellt. Und ich glaube, die 
Hauptsache ist – das haben wir heute gehört – 
es muss unser Ziel sein, ÖPP mittels-
tandsfreundlich weiter zu entwickeln. Ich hätte 
zwei Fragen. Die erste Frage an Herrn Kulle: Die 
Anträge von SPD und Grünen beschäftigen sich 
mit dem Thema „Transparenz“. Hierzu wurde vor 
einiger Zeit eine Studie in Auftrag gegeben. Gibt 
es bereits Erkenntnisse darüber, welche Aus-
wirkungen die in den Anträgen geforderte voll-

ständige und uneingeschränkte Transparenz in 
der Praxis hätte? Und die zweite Frage an Herrn 
Pakleppa. Welche Punkte sind aus ihrer Sicht für 
die Weiterentwicklung, vor allem für die 
mittelstandsfreundliche Weiterentwicklung von 
ÖPP notwendig? Vielen Dank! 
 
Vorsitzender: Vielen Dank! Herr Kulle! 
 
Bernward Kulle (ÖPP Deutschland AG): Die 
Transparenzstudie haben wir im Auftrag des 
BMF durchgeführt. Sie steht kurz vor der Veröf-
fentlichung, ist aber eben noch nicht öffentlich, 
sodass ich nur zusammengefasst antworten 
kann. Sie ist in unserem Auftrag von dem Sozi-
alforschungsinstitut TNS-Infratest durchgeführt 
worden. Sie hat insoweit interessante Ergeb-
nisse gebracht als sie eigentlich zeigte, dass die 
Frage der Transparenz oder Intransparenz ei-
gentlich nur ein Zwischenprodukt ist. Wir haben 
dort 750 mit PPP beschäftige Beteiligte gefragt 
und hatten auch eine relativ gute Rücklaufquote. 
Das größere Thema dahinter ist im Grunde 
genommen – und das zeigt sich, glaube ich, 
auch hier in der Debatte – das Thema des Ver-
trauens. Die Beteiligten haben also ganz deutlich 
gesagt, es ist stärker die Frage des Vertrauens in 
die Durchführung solcher Projekte – und Trans- 
parenz ist ein Mittel um Vertrauen zu schaffen. 
Es ist also eine notwendige Voraussetzung, aber 
es ist nicht eine hinreichende Voraussetzung. 
Insoweit haben die Untersuchungsergebnisse 
auch gezeigt, dass Verfahrenssicherheit und 
andere Themen des Erfüllens von Erwartungen 
von Nutzern und Betroffenen genauso wichtig 
sind wie Transparenz. Das stützt unseres Er-
achtens einige Thesen, die hier bereits auch 
aufgestellt worden sind, nämlich die der Relati-
vität von Transparenz, also der Phasenbezo-
genheit von Transparenz. Das wird durch die 
empirischen Ergebnisse gestützt, dass man also 
durchaus deutliche Fortschritte erzielen kann, 
ohne die wettbewerbsbehindernden Themen 
von Transparenz vollständig eben auch aus-
fahren zu müssen. Wir werden die Studie in 
wenigen Wochen veröffentlichen können. Und 
sie hilft, glaube ich, dabei, so etwas wie einen 
Transparenzleitfaden zu erstellen oder einen 
Kodex für Transparenz, der auch die Verfah-
rensbegleitung weiterentwickelt. Ich glaube, das 
wird aber auch eine Art Leuchtturm für die 
haushaltsfinanzierten Projekte setzen, in denen 
sich ja ähnliche Themen befinden. 
 
Vorsitzender: Vielen Dank! Herr Pakleppa!  
 
Felix Pakleppa (ZDB): Also ich denke, wenn 
man ÖPP und Mittelstand anschaut, wird es 
insbesondere davon abhängen, wie die Rah-
menbedingungen in dem Bereich ausgestaltet 
sind, ob das eine Erfolgsgeschichte wird. Ich 
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habe das eben schon einmal angefangen aus-
zuführen. Für uns ist wichtig, dass eben die 
Losgrößen so sind, dass Mittelständler alleine 
oder in einer Arbeitsgemeinschaft die Chance 
haben, sich überhaupt beteiligen zu können. Und 
zwar auch auf der Ebene des Konzessions-
nehmers und nicht nur als Nachunternehmer, 
was wir in dem Bereich ablehnen. Wir haben hier 
viele positive Beispiele, die habe ich genannt. Es 
gibt Beispiele aus Nordrhein-Westfalen, wo ein 
oder zwei Projekte zusammengefasst sind, wo 
regionale Mittelständler eine Chance haben, 
aber es gibt natürlich eben leider gerade beim 
Hochbau, wo der Mittelstand Chancen hätte, 
immer wieder Projekte, wo zu viele Objekte 
zusammengefasst werden und die Mittelständler 
aufgrund der Kostenrisiken und der Volumina gar 
nicht mehr in der Lage sind, mit anzubieten. Also 
hier wäre sicherlich der entscheidende Ansatz-
punkt, zu schauen, dass eben Projekte ent-
sprechend dem Mittelstand in mittelstandsge- 
rechten Größen vergeben werden. Hier denke 
ich auch sicherlich, dass man die Kommunen 
noch mehr in dieser Richtung beraten kann. Das 
ist sicherlich auch Aufgabe von Herrn Kulle und 
der ÖPP Deutschland AG, dass den Kommunen 
auch Standardverträge an die Hand gegeben 
werden, dass sie kleinere, mittelstandsgerechte 
Projekte schneller über die Schiene bringen 
können, ohne dass sie in dem Bereich tatsäch-
lich jedes Mal wieder Berater mit Beratungs-
kosten brauchen. Es muss da eine gewisse 
Standardisierung geben, die mittelstandsgerecht 
ist. Ich glaube, das wäre ein ganz praktischer 
Schritt. Bei den größeren Projekten haben wir 
natürlich Kostenrisiken, die die Mittelständler 
nicht stemmen können. Selbst bei Hochbaupro-
jekten fällt schnell mal ein Betrag von 100.000 
Euro an Planungskosten an. Bei A-Modellen sind 
wir bei einer Million plus X. Das ist für Mittel-
ständler nicht zu schaffen, weil eben nur ein 
Bruchteil erstattet wird, wenn sie unterliegen. 
Das sind finanzielle Risiken, die sie im Grunde 
genommen nicht übernehmen können. Hier 
muss halt über eine angemessene Entschädi-
gung in diesem Bereich nachgedacht werden. 
 
Ein Punkt ist, glaube, ich auch wichtig: ÖPP ist 
kein statisches Modell. Das ist kein Modell, das 
jetzt im Grunde genommen in Deutschland zu 
Ende entwickelt ist. Sondern wir müssen eben 
hier auch wirklich kritisch schauen: Wie entwi-
ckeln sich die Projekte, sind die Annahmen, die 
Wirtschaftlichkeitsannahmen, die Prognosen 
tatsächlich richtig? Hier wird man nachträglich 
kontrollieren müssen. Und ich glaube, es reicht 
nicht, zu sagen, eine Maßnahme ist auf dreißig 
Jahre angelegt, wir schauen nach dreißig Jah-
ren, was passiert ist. Sondern man wird schritt-
weise auch gucken müssen, sind eben nach 
Stufen von drei, fünf, sieben, zehn Jahren – wie 

auch immer – die vorher angenommenen Prog- 
nosen richtig. Und ich glaube, wenn man nach-
her mal evaluiert und schaut in Schritten von 
drei, fünf Jahresabständen, dass man dann eben 
sehen kann: Wie kann ich die Methode, die 
Prognose am Anfang auch noch besser, noch 
zielgenauer und effizienter machen. 
 
Vorsitzender: Vielen Dank! Als nächstes die 
Kollegin Lühmann! 
 
Abg. Kirsten Lühmann (SPD): Danke sehr! Zu 
Beginn zwei Anmerkungen. Einmal an Herrn 
Böger, der gesagt hat, hier träfen mit Kameralis-
tik und Privatwirtschaft zwei Welten aufeinander. 
Ich glaube, es ist auch Ihnen bekannt, dass die 
Kameralistik langsam von der Doppik abgelöst 
wird und dass man jetzt auch schon gewisse 
Berechnungen nach doppischen Gesichtspunk-
ten anfertigt. Insofern wird es diese beiden 
Sichtweisen nicht mehr geben oder gibt es sie 
heute schon nicht mehr. Weiterhin hat Herr 
Simmling gesagt, dass die Privaten einen Effi-
zienzvorteil haben. Allerdings ist auch der öf-
fentliche Dienst durchaus lernfähig. Und im 
Rahmen dieses Prozesses – ÖPP gibt es ja nun 
nicht erst seit gestern oder vorgestern – hat sich 
auch in der öffentlichen Hand eine Veränderung 
breit gemacht, die zu einem Effizienzgewinn 
auch bei der Aufgabenerledigung durch die 
öffentliche Hand geführt hat. Ich habe jetzt zwei 
Fragen, eine an Herrn Bönte und eine an Herrn 
Beckers.  
 
Herr Bönte, wir unterhalten uns hauptsächlich ja 
über die Frage: Wo ist das Ganze sinnvoll? Um 
die Frage zu beantworten, brauchen wir eine 
vernünftige Analyse der Kosten. Ich komme aus 
Niedersachsen und da wurde ja schon mehrfach 
die BAB7 angesprochen. Bei der Frage, ob es 
nun wirtschaftlich ist, die BAB7 in öffentlicher 
Hand oder als ÖPP-Projekt auszubauen, gibt es 
natürlich sehr viele Variablen. Unter anderem hat 
Herr Bode gesagt: Wir kriegen sowieso bis 2015 
kein Geld vom Bund, dann könne wir es doch 
gleich mit ÖPP machen, denn vorher können wir 
es alleine sowieso nicht „wuppen“. Das ist na-
türlich eine Variable, die politisch bedingt ist. 
Andere Sachen sind weniger politisch bedingt. 
Beispielsweise die Frage: Wenn ich „Mit Betrieb“ 
ausschreibe, was rechne ich in die öffentliche 
Hand rein? Rechne ich das Personal noch 
mehrere Jahre auch während des privaten Be-
triebes mit rein, weil ich die ja nicht morgen auf 
die Straße setzen kann? Oder rechne ich bei der 
öffentlichen Hand tatsächlich, dass meine Per-
sonalkosten als öffentliche Hand mit dem Tag, 
wo ÖPP abgeschlossen wird, nicht mehr anfallen 
und damit aus der Berechnung sofort raus sind? 
Das ist – wie wir alle wissen – unrealistisch, denn 
auch für andere Aufgaben, die die dann wahr-
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nehmen, wäre ja kein neues Personal eingestellt 
worden. Also definitiv ist es so, dass dieses 
Personal noch länger auf der Seite der öffentli-
chen Hand zu Buche schlägt. Also, wie stellen 
Sie sicher Herr Bönte, dass all diese Faktoren 
berücksichtigt werden? Sie haben von Wider-
spruchsfreiheit gesprochen. Wie prüfen Sie 
diese Widerspruchsfreiheit? Und wenn Sie sa-
gen, Sie können sie noch nicht prüfen: Was 
müsste man machen, um eine widerspruchsfreie 
Prüfung sicherzustellen? 
 
Und die Frage an Herrn Beckers ist die: Die 
Rechnungshöfe haben zahlreiche Wirtschaft- 
lichkeitsuntersuchungen kritisiert und auf Fehler 
hingewiesen z. B., dass die Kosten der öffentli-
chen Hand hochgerechnet wurden und die Effi-
zienzgewinne – wir haben schon gehört, da wird 
wahlweise fünf, zehn oder fünfzehn Prozent 
abgezogen – niedrig gerechnet wurden. Dort 
heißt es wörtlich: „Zum Teil waren die Grenzen 
zwischen Beratung und Lobbying fließend“. 
Meine Frage ist jetzt: Wie können Sie sich vor-
stellen, dass sowohl im Vorfeld diese Wirt-
schaftlichkeitsberechnung wirksam überprüft 
werden kann, als auch im Nachhinein und, Herr 
Pakleppa sprach es an, eine saubere Evaluie-
rung stattfindet? Und mir geht es nicht nur da-
rum, neue Prozesse zu finden, sondern mir geht 
es auch darum, zu gucken, stimmen denn un-
sere Annahmen. Also einfach mal eine Evalua-
tion dessen, was wir vor dreißig Jahren oder 
fünfzehn Jahren mal festgelegt haben: Stimmt 
das überhaupt? Und wenn das stimmt, ist es ja 
gut. Und wenn das nicht stimmt, müsste man 
sich mal Gedanken machen, ob das so sinnhaft 
ist. Wie können Sie sich das vorstellen? Wer 
sollte das machen? Die Rechnungshöfe, Priva-
te? Was sind da mögliche Wege? 
 
Vorsitzender: Vielen Dank! Die erste Frage geht 
an Herrn Bönte. Bitte sehr! 
 
Ralf Bönte (BRH): Ich habe ja schon vorhin 
gesagt, dass es sehr viele Annahmen gibt, die 
natürlich in sich widerspruchsfrei sind. Letztlich 
muss man dann z. B. fragen – wie Herr Beckers 
das angesprochen hat – die Zinsstrukturkurve 
als Abdiskontierung und damit eine Zinsan-
nahme, dass sie fest sind, kann man dann 
Zinsänderungsrisiken vorziehen? Das ist z. B. 
ein Widerspruch, den man normalerweise nicht 
machen kann. Letztlich muss man verschie-
denste Annahmen, die diesem zugrunde liegen, 
anschauen. Man darf beispielsweise nicht sa-
gen, PPP ist keine Finanzierungsvariante, son-
dern eine Beschaffungsvariante, und gleichzeitig 
von der Beschaffungsrealität ausgehen, die 
ständig von einer Unterfinanzierung geprägt ist, 
sondern man muss eigentlich dann von einer 
sozusagen optimalen konventionellen Variante 

ausgehen. Es muss die realistische – vielleicht 
hypothetische aber trotzdem realistische – Va-
riante gegenübergestellt werden, denn sonst 
würde eine ständige Unterfinanzierung einer 
durchfinanzierten Maßnahme gegenüberstehen. 
Und das können Sie letztlich nicht machen. Dann 
die Frage: Natürlich darf man in so einer Wirt-
schaftlichkeitsuntersuchung nicht berücksichti-
gen, dass erst ab 2015 das Geld da ist. Dann ist 
es nämlich eine Finanzierungsvariante. Also das 
ist klassisch. Das ist so was, wo ich sage, man 
muss sich nun entscheiden, was man will. Ist es 
eine Finanzierungsvariante? Dann werden Sie 
auf den Widerspruch des Rechnungshofes sto-
ßen, weil er dann sagt, dass das nicht sein kann. 
Es geht hier um Wirtschaftlichkeit. Also eine 
reine Beschaffungsvariante. Oder wenn ich eine 
Beschaffungsvariante mache, dann hat das 
bestimmte Implikationen auf die Annahmen und 
wie ich bestimmte Kosten zu rechnen habe. 
 
Zur Frage nach den Kosten, die in der öffentli-
chen Verwaltung entstehen, wenn ich PPP 
durchführe. Das heißt z. B.: Bleibt der Betriebs-
dienst bestehen oder was machen wir mit dem 
Personalüberhang? Das sind die sogenannten 
Remanenzkosten. Ja, die sind in der Wirtschaft-
lichkeitsuntersuchung berücksichtigt. Es gibt 
immer wieder Streit darüber, sind jetzt zehn 
Jahre Remanenzkosten anzusetzen, sind es fünf 
Jahre, fünfzehn Jahre? Das ist extrem schwierig. 
Gleichwohl muss man natürlich, wenn man sich 
dann die Wirtschaftlichkeitsuntersuchung im 
Ganzen anschaut, sagen, dass diese Betriebs- 
dienstremanenzkosten eigentlich ein ver-
schwindend kleiner Teil sind. Und meiner Mei-
nung nach zu oft zu lange Diskussionen darüber 
geführt werden, obwohl es viel wichtigere Teile 
gibt.  
 
Ich möchte aber noch mal etwas zu der Frage 
nach der Evaluierung sagen, die Sie Herrn Be-
ckers gestellt haben – das ist ja vorhin auch 
angesprochen worden. Ich halte das für extrem 
wichtig. Wir haben jetzt drei abgeschlossene 
Bauprojekte, also in Bauphasen. Da müsste man 
eigentlich schauen, wie sind denn die Baukosten 
bei den Privaten im Vergleich zu dem, was man 
eigentlich mal angenommen hat. Und was man 
natürlich sagen kann: Wenn man glaubt, dass 
man nach dreißig Jahren evaluieren kann, ist das 
Quatsch. Denn sie müssten alles, was dazwi-
schen passiert ist, auch in den PSC einrechnen. 
Also, Sie können nicht nach dreißig Jahren sa-
gen, das eine war teurer oder das andere war 
billiger. Das werden sie nie vernünftig hinkriegen. 
Das ist ein Trugschluss. 
 
Vorsitzender: Vielen Dank! Herr Beckers! 
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Prof. Dr. Thorsten Beckers (TU Berlin): Sie 
haben am Anfang erwähnt, dass die Rech-
nungshöfe sagen, wenn man sich die WU an-
guckt – überhaupt die ÖPP-Prozesse – hat man 
häufig das Gefühl, dass es einen fließenden 
Übergang zwischen Beratung und Lobbying gibt. 
Wissenschaftlich ausgedrückt sind da sehr viele 
Fehlanreize. Und es gibt deutliche Hinweise 
darauf, dass Akteure auf diese Fehlanreize 
reagieren. Die Berater können auch irgendwie 
Geld verdienen, wenn Sie nicht nur dir WU ma-
chen, sondern auch ein Projekt und Folgepro-
jekte stattfinden. Ich finde, in den Ministerien sind 
die Fehlanreize am geringsten. Und wenn man 
sich die schwierige Situation dort, die Ressour-
cenentwicklung in den letzten Jahren anguckt, 
dann habe ich da am meisten Verständnis dafür, 
was da passiert. Bei den Fehlanreizen muss man 
sich aber auch die öffentlichen, halböffentlichen 
Gesellschaften angucken. Es ist sicherlich 
sinnvoll solche Gesellschaften öffentlich zu ha-
ben, wie die VIFG. Aber man muss sich auch 
fragen: Kann es nicht einen Übergang von der 
Beratung zum Lobbying geben, wenn eine VIFG 
nicht für Procurement allgemein, sondern nur für 
PPP zuständig ist? Also die Bürokratietheorie 
sagt ja schon, man hat ein gewisses Interesse 
daran, seinen Tätigkeitsbereich auszudehnen. 
Da sind sozusagen viele ÖPP Projekte mehr als 
weniger. Auf die ÖPP AG muss ich jetzt nicht 
groß eingehen. Da entscheidet ein Aufsichtsrat, 
in dem nicht nur Vertreter der öffentlichen Hand 
sitzen – deren Struktur ist übrigens auch noch 
sehr dispers – darüber, ob die Verträge der 
Vorstände verlängert werden. Dazu ist nichts 
weiter zu sagen. 
 
Kommen wir zu der Frage der Prüfung, Evalua-
tion. Eine Ex-Ante-Prüfung wäre bei den Wirt-
schaftlichkeitsuntersuchungen sehr wichtig, weil 
auf Basis dieser WU Entscheidungen über Milli-
arden gefällt werden. Es wäre wichtig, dass es 
bei dieser komplexen Beschaffungsvariante, die 
schwer durchdringbar ist, eine öffentliche Dis-
kussion über Methoden gibt. Es ist nicht zu 
vermeiden, dass Annahmen getroffen werden. 
Einige Leute kritisieren, es werde ein Risiko-
workshop gemacht und da wird irgendeine An-
nahme getroffen – das ist nicht zu vermeiden, da 
würde ich das Ministerium ganz klar verteidigen 
– Annahmen, die sind zum Teil merkwürdig, das 
muss man schon sagen und das wirft Fragen auf, 
aber da ist auch nicht alles zu kritisieren. Nur 
könnten wir diese Diskussion viel besser führen 
– und auch für das Parlament wäre es irgendwo 
nachvollziehbar –, wenn das wesentlich trans-
parenter wäre. Und es gäbe relativ wenig nega-
tive Wettbewerbswirkung oder gar keine und 
sehr viele Vorteile, wenn das transparent erfol-
gen würde. Ein Beispiel können auch andere 
Sektoren sein. Das ist jetzt eher die Bedarfs-

feststellung als die Vergabe, als die 
Procurement-Frage. Aber gucken Sie sich die 
Energiewirtschaft an, da gibt es im EnWG Vor-
gaben, dass die ganzen Daten, die für die Pla-
nung der Stromnetze verwendet werden, in 
bestimmten Bereichen offengelegt werden 
können. 
 
Zweiter Teil Ihrer Frage, Frau Lühmann, war die 
Frage der Ex-Post-Evaluation. Das wäre in der 
Tat sehr sinnvoll, wenn man das machen würde. 
In Großbritannien hat man ja lange Zeit den 
ÖPP-Ansatz sehr offensiv vertreten, hat sehr 
viele Dinge, wo man im Nachhinein sagt, da ist 
man vielleicht Luftschlössern hinterhergelaufen, 
propagiert. Da ging es auch ums Rechnungs-
wesen und was die Privaten alles besser kön-
nen. Herr Böger, Herr Kulle, da haben Sie sehr 
aufmerksam nach Großbritannien geguckt. Aber 
ich muss auch sagen – ich halte das hier auch 
mal hoch, können Sie im Internet runterladen – 
das britische Parlament hat irgendwann das 
Gefühl gehabt, hier stimmt was nicht. Und dieses 
Gefühl hatte es, als es keine extremistische 
Mehrheit hatte – die gab es ja, glaube ich, so-
wieso lange nicht –, sondern unter einer kon-
servativ-liberalen Mehrheit. Es hat eine Unter-
suchungskommission gegründet, um die An-
wendung des PPP-Ansatzes überprüfen zu 
lassen. Vor dem Hintergrund, dass das eine sehr 
komplexe Beschaffungsvariante ist, mit vielen 
Problemen, war das, glaube ich, ein sehr, sehr 
sinnvoller Ansatz. Bei dieser Evaluation ist in 
einem weitgehenden Konsens der Parlamenta-
rier zu Tage getreten, dass diese Kostenvorteile 
nicht gegeben sind. Es gibt sehr deutliche Hin-
weise auf Nachteile an dieser Stelle, dass Kos-
tensicherheit und zügigere Realisierung auch im 
konventionellen Procurement erreicht werden 
können. Das ist etwas, wo man aus wissen-
schaftlicher Sicht in etwas Abstand und mit Blick 
auf die Situation in Deutschland sagen kann, 
dass es vielleicht sinnvoll wäre, das zu machen. 
Das könnte dann auch dazu führen, dass man 
feststellt, dass ÖPP bei den Bundesfernstraßen 
überhaupt kein Potenzial hat; aber vielleicht 
auch: es hat Potenzial, das muss nur ein biss-
chen anders, ein bisschen spezieller gemacht 
werden. 
 
Vorsitzender: Dann hat als nächstes Herr Mü-
cke für die FDP-Fraktion das Wort! 
 
Abg. Jan Mücke (FDP): Ich wundere mich ein 
bisschen über die Ablehnung des ÖPP-Models 
und die Beschreibung in schillernden Farben für 
die klassische Beschaffung, die hier in der einen 
oder anderen Stellungnahme zum Vorschein 
gekommen ist. Ich möchte mal kurz etwas zitie-
ren: „Politisch-ökonomisch erklärbare Ent-
scheidungen verursachen zu geringe Mittelzu-
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weisung an den Fernstraßensektor und führen 
zu Investitionsunterhaltungsdefiziten. Diese Ent- 
wicklung kann auch in Deutschland beobachtet 
werden, wo die Fernstraßenfinanzierung im 
Rahmen des Haushaltssystems mit einem 
strukturellen Mitteldefizit einhergeht. Dies führt 
im Hinblick auf Investitionen zu einer Verfehlung 
des Kriteriums der zeitlichen Effizienz. Erhal-
tungsdefizite gehen mit einer suboptimalen Er-
haltungsstrategie und infolgedessen mit höheren 
Lebenszykluskosten und einer Verfehlung des 
Kriteriums der Kosteneffizienz einher. Vor die-
sem Hintergrund erscheint eine grundsätzliche 
Reform der Fernstraßenfinanzierung in Deutsch- 
land geboten.“ Das ist aus meiner Sicht eine 
deutliche Kritik an der klassischen Fernstra-
ßenbeschaffung. Herr Prof. Beckers, ich habe 
gerade aus Ihrer Dissertation zitiert, deshalb 
wäre ich Ihnen dankbar, wenn Sie uns sozusa-
gen ÖPP ausreden wollen, gleichzeitig aber die 
Defizite bei der klassischen Fernstraßenfinan-
zierung beklagen – denn das haben Sie ja in 
ihrer Dissertation aus dem Jahr 2005 sehr deut-
lich getan –, dass Sie uns ein Alternativmodell 
empfehlen, denn das wäre ja für jemanden der 
hier politische Entscheidungen treffen muss eine 
ganz wesentliche Frage. 
 
Vorsitzender: Vielen Dank! Herr Beckers, Sie 
haben das Wort zur Beantwortung! 
 
Prof. Dr. Thorsten Beckers (TU Berlin): Ich 
denke, dass es hier in der Tat Verbesserungs-
potenziale gibt. Die Jährlichkeit des Haushalts 
führt zu zwei großen Defiziten. Zum einen, dass 
wir zum Teil kein zügiges Durchfinanzieren und 
Durchrealisieren von Projekten haben. Zum 
anderen, dass wir auch die Situation haben, dass 
es jährlich einen sehr starken Kampf um diese 
Mittel gibt, der natürlich durch überjährige Me-
chanismen, Fünf-Jahresplanung usw., etwas 
kultiviert wird. Aber da gibt es Potenzial. Wir 
haben auch in einer Studie für den ADAC her-
ausgearbeitet, dass es sinnvoll sein dürfte, im 
öffentlichen Bereich, im Haushaltsbereich eine 
überjährige Bindung der Politik für eine Finanz-
mittelbereitstellung für prioritäre Vorhaben her-
zustellen. Das heißt, dem Grundgedanken der 
LuFV folgend – LuFV ist für die Erhaltung bei der 
Schiene – eine überjährige Mittelfixierung für 
prioritäre Vorhaben, wo wir auch einen großen 
Konsens haben. Das ist genau dieser Auto-
bahnausbaubereich. Da würde man im Prinzip 
den Schweizer Ansatz der Fernstraßenfinan-
zierung aufnehmen (es gibt viele Stellen im 
Bereich der Verkehrsinfrastrukturfinanzierung, 
wo wir von der Schweiz lernen können) und 
würde dann sozusagen dieses Finanzierungs-
problem – was es ohne Zweifel gibt – auf dem 
Weg lösen können. Sie können das in einer 
Studie nachlesen, die wir für den ADAC durch-

geführt haben, zusammen mit einem Verfas-
sungsrechtler, wie das rechtlich machbar ist. 
Stellen wir Ihnen sehr gerne zur Verfügung. Ich 
könnte mir auch vorstellen – aber das wissen die 
Politiker besser –, dass man da auch einen 
relativ breiten Konsens erreichen könnte. Es ist 
eine Weiterentwicklung. Wir wollen ja auf keinen 
Fall sagen, es ist derzeit alles gut im Finanzie-
rungsbereich. Keinesfalls! Wir haben noch ein 
Defizit. Also das sagt ihr Haus und da stimmen 
wir den Beurteilungen vollkommen zu für den 
Bereich, wo wir wissenschaftlich etwas sagen 
können, wo es nicht um Distributionseffekte geht. 
Also insofern, die Analyse des BMVBS, da 
stimmt was nicht, die finde ich total richtig. ÖPP 
führt auch dazu, dass man sich als Politik selbst 
bindet. Man kann über dreißig Jahre gar nichts 
mehr machen. Es ist nur eine sehr starke Bin-
dung. Es gibt Argumente dafür, diese überjährige 
Bindung eher nach dem Schweizer Modell zu 
machen und das auch nicht für alle Ortsumge-
hungen, sondern für die Projekte, wo es ein 
relativ breiten Konsens gibt. Und das sind die 
Ausbauvorhaben bei den Autobahnen. Da muss 
ich auch mal sagen, ÖPP sind kein Finanzie-
rungsinstrumente, sollten es nicht sein. Vor dem 
Hintergrund, dass sie als Finanzierungsinstru-
mente angewendet werden, muss ich zugeste-
hen, werden Sie dann sozusagen bei den rich-
tigen Projekten angewendet. 
 
Vorsitzender: Als nächstes hat die Kollegin 
Leidig das Wort! 
 
Abg. Sabine Leidig (DIE LINKE.): Ich möchte 
eine Frage stellen, wahrscheinlich an Herrn 
Böger. Ich hoffe, dass Herr Böger darauf Antwort 
geben kann. Falls er es nicht kann, dann würde 
die Frage vielleicht eher an die Bundesregierung 
gehen. Und zwar möchte ich noch mal nach den 
Risiken fragen, die von Herrn Waßmuth ange-
sprochen sind, die die Möglichkeit betreffen, 
dass PPP-Vertragsnehmer Pleite gehen können. 
Also, das Insolvenzrisiko – da möchte ich konkret 
danach fragen, ob es Eigenkapitalmindestvor-
schriften gibt für private Vertragspartner und ob 
es eine Einschränkung für das Handeln von 
PPP-Anteilen gibt. Also gibt es sozusagen da 
klare Regeln bei ihren Projektkonzeptionen, dass 
Private eben nicht insolvent gehen und das 
Risiko auf die öffentliche Hand zurückfällt? Und 
dass eben die Partner tatsächlich auch die 
Partner bleiben, die man vertraglich festgelegt 
hat und die Anteile nicht auf den Finanzmärkten 
weiterverkauft werden? Das wäre die erste 
Frage. Die zweite Frage geht noch mal an Herrn 
Waßmuth, der ja in dieser Organisation Ge-
meingut im BürgerInnenhand nicht in erster Linie 
auf die Frage guckt, wie können wir die Wirt-
schaft am besten fördern, sondern wie kann die 
gesellschaftliche Infrastruktur möglichst gut für 
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die Bürgerinnen und Bürger gestaltet werden. Da 
interessiert mich noch mal, welche konkreten 
Erfahrungen es diesbezüglich gibt. Also, was ist 
sozusagen das besonders Kritische, was Sie bei 
ÖPP Projekten beobachtet haben, die sich eben 
nicht zum Wohle der Bürgerinnen und Bürger 
ausgewirkt haben? 
 
Vorsitzender: Vielen Dank! Herr Böger! 
 
Prof. Torsten R. Böger (VIFG): Vielen Dank, 
Frau Leidig! Ich nehme die Frage gerne auf. Sie 
haben ja nach den Risiken aus den Vorhaben 
heraus gefragt und da wird ja eine ganze Menge 
in der Öffentlichkeit diskutiert. Also die Frage: 
Kann der Private eigentlich nach eigenem Gut-
dünken eine Autobahn betreiben und Sicher-
heitsstandards oder Ähnliches runterfahren? 
 
Zwischenruf Abg. Sabine Leidig (DIE LINKE.): 
Nein, das habe ich nicht gefragt! 
 
Prof. Torsten R. Böger (VIFG): Ich komme aber 
direkt dazu. Es ist natürlich selbstverständlich 
nicht der Fall. Es ist in den Verträgen die genaue 
Vorgabe entsprechender Standards definiert. 
Wenn ich jetzt runtergehe und die Frage stelle: 
Wie ist der Private eigentlich in der Lage diese 
Risiken zu übernehmen? Kann er das eigentlich 
schultern? Dann prüfen wir in der Ausschreibung 
durchaus die finanzielle Leistungsfähigkeit. Das 
ist das eine. Ist die Finanzierung stabil? Ist also 
genug Eigenkapital mit drin? Die zweite Frage 
ist: Gibt es Erfahrung mit diesem Finanzierun-
gen? Wenn diese Erfahrungen nicht mitgebracht 
werden, dann ist er auch für ein solches Projekt 
nicht geeignet. Wenn es dann zu einer Frage 
kommen sollte – Sie haben die Frage Insolvenz 
gestellt – wie sieht dann die Position der öffent-
lichen Hand aus? Da muss man sagen, die 
Verträge sind so gestaltet, dass die Vermö-
gensposition der öffentlichen Hand im Rahmen 
der Insolvenz über den gesamten Zeitablauf eine 
positive ist. Es ist ja nicht so, dass, wenn ein 
Privater in die Insolvenz geht, das Projekt so-
zusagen der öffentlichen Seite vor die Füße 
gekippt wird und dann die öffentliche Seite alles 
Übernehmen muss. Das Eigenkapital steht im 
Risiko. Und wenn die Insolvenz da ist, dann ist 
das Eigenkapital weg. Und es ist nicht immer nur 
das Eigenkapital sozusagen in der Projektge-
sellschaft, sondern es können auch Gesell-
schafterdarlehen sein oder Ähnliches. Das Geld, 
das steht im Feuer und das ist dann weg und da 
ist alles weg. Wenn so ein Projekt in die Insol-
venz geht, dann ist das gesamte Eigenkapital 
weg. Ja, dann ist das zumindest weg. Das zweite 
… 
 
Zwischenruf Abg. Sabine Leidig (DIE LINKE.) 
ohne Mikro 

Prof. Torsten R. Böger (VIFG): …ich komme ja 
gerade dazu, Frau Leidig…. Fremdkapital - 
genau dasselbe. Der größte Teil des Fremdka-
pitals steht im Feuer. Das heißt, wenn ein sol-
ches Projekt in die Insolvenz geht, dann ist die 
Vermögensproduktion des Projektträgers, in 
dem Falle des Bundes eine positive. Um es ganz 
einfach zu sagen: der Bund bekommt dann ein 
fertiges Stück Autobahn zu einem sehr, sehr 
guten Preis. Das heißt, das ist eine Konstruktion 
– darauf achten wir auch bei der Konstruktion der 
Verträge – bei der die öffentliche Seite hier im-
mer abgesichert ist. Und das passiert nicht nur 
am Anfang des Projektes, das passiert auch über 
die gesamte Projektlaufzeit. Und ich kann Ihnen 
auch sagen, nach vier Jahren Bauzeit, da ist 
sowohl das gesamte Eigenkapital wie auch das 
gesamte Fremdkapital im Bau, in der Straße. 
Frage der Anteile, Eigenkapitalanteile… 
 
Zwischenruf Abg. Sabine Leidig (DIE LINKE.): 
….nein, nein, nein, nein. 
 
Vorsitzender: Herr Böger antworten Sie einfach 
auf die Frage und Frau Leidig, es hilft nichts, Sie 
kriegen auch nach mehrmaliger Nachfrage si-
cher nicht die von Ihnen gewünschte Antwort. Da 
bin ich mir relativ sicher. Herr Böger, antworten 
Sie einfach. 
 
Prof. Torsten R. Böger (VIFG): Vielen Dank, 
Herr Vorsitzender! Das was handelbar ist, das 
sind Anteile an der Projektgesellschaft. Damit 
sind es Eigenkapitalanteile und die beziehen 
sich nicht auf die Frage: Wie leistet der Ver-
tragspartner oder wechselt der Vertragspartner? 
Sondern da wird lediglich die Frage zu beant-
worten sein: Wer ist der Kapitalgeber und an wen 
ist die Rendite zu zahlen? In allen Verträgen ist 
festgelegt, dass die Projektkonstruktion mit den 
beteiligten Firmen und dem Know-how, welches 
das Projekt erstellen und auch betreiben soll, 
nicht verändert wird, unabhängig davon, wer 
Inhaber des Eigenkapitals ist. Dankeschön! 
 
Vorsitzender: Vielen Dank! Herr Waßmuth! 
 
Carl-Frierich Waßmuth (GiB): Also, ich habe 
jetzt da nicht gehört, weswegen die Verträge 
nicht mit Bilfinger Berger gemacht werden, 
sondern mit einer Projektgesellschaft mit 25.000 
Euro Eigenkapital und Sitz eventuell in Luxem-
burg. Das bleibt offen. Und Gesellschafterdar-
lehen sind meiner Meinung nach Risikokapital, 
die sind im Zweifel nicht mehr im Projekt drin, 
wenn es zur Insolvenz kommt.  
 
Die Frage, die an mich gerichtet war, betraf aber 
die ganz konkreten Erfahrungen. Und da sind 
auch Insolvenzerfahrungen dabei. Und wir 
werden sicher auch ganz genau beobachten, ob 
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die Spanier da eine tolle Autobahn für wenig 
Geld bekommen oder ob sie nicht doch vier 
Milliarden Euro Schulden im Staatshaushalt 
verbuchen müssen. Das wird die Troika sehr 
genau beobachten. Die Erfahrungen, die wir, 
Bürgerinnen und Bürger ganz konkret vor Ort mit 
PPP gemacht haben, können zwar die völlig 
fehlende Evaluation nicht ersetzen, aber haben 
sicher dazu beigetragen, das PPP so unbeliebt 
geworden ist – wie das hier auch schon von den 
Vertretern der Bauindustrie geschildert wurde. 
Eines der ersten und größten PPP-Projekte 
waren die Wasserbetriebe in Berlin. Manchmal 
wird gesagt, es ist kein PPP, hier habe ich eine 
Festschrift, wo die sich selbst als erfolgreiches 
PPP-Projekt darstellen. Alle Parteien in Berlin 
sind der Meinung, dass es ein sehr negatives 
Projekt ist, viel teurer, 1,5 bis 2 Mal teuer als die 
Kreditaufnahme durch die öffentliche Hand, und 
man versucht diese Verträge zurückzubekom-
men, auch wenn der Weg, den die schwarz-rote 
Landesregierung verfolgt, im Moment dabei ist, 
das komplexe Konstrukt noch weiter zu kompli-
zieren, sodass sie auch nach dem Berliner In-
formationsfreiheitsgesetz nicht offen legen 
müssen und die Privaten ihre Gewinne bis 2029 
ausgezahlt bekommen. Man sieht also, die Ver-
träge sind eine Fessel und die Gestaltungs-
spielräume sind nicht im Sinne der öffentlichen 
Hand – wie Sie das Schildern Herr Böger –, 
sondern die öffentliche Hand ist nahezu macht-
los, wenn sie mal unterschrieben hat.  
 
Wir haben auch andere Erfahrungen, zum Bei-
spiel im Landkreis Offenbach, das war auch mal 
ein PPP-Vorzeigeprojekt, da sind schon inner-
halb der ersten sechs Jahre die jährlichen Kos-
ten von 52 Millionen auf 73 Millionen gestiegen. 
Das bedeutet auch, dass in einem Fall im be-
nachbarten Landkreis Darmstadt-Dieburg etwa 
gleich viele Schulen, 81 Schulen, mit etwas mehr 
Investitionsvolumen, für deutlich weniger als die 
Hälfte des Geldes in öffentlicher Regie saniert 
und betrieben werden. Die Erfahrung der Elb-
philharmonie muss ich Ihnen nicht weiter darle-
gen, das können Sie weiter verfolgen. Ein Bei-
spiel ist noch die Therme in Keitum. Es gibt auch 
Fälle, wo die öffentliche Hand weiter zahlt, ob-
wohl das Projekt oder der Projektpartner schon 
insolvent ist. Bei der Therme Keitum hat der 
neue Gemeinderat – der alte, der das verab-
schiedet hat, wurde abgewählt – ein Schild an-
gehängt, da heißt es „Lernort PPP oder wie der 
Traum vom Thermalbad zum finanziellen Alp-
traum wurde“. Ich denke, das sind die Erfah-
rungen der Bürger und das wird sich häufen. 
Längst vor Ablauf der Projektzeiten werden wir 
ganz viele solcher Projekte haben. Und ich 
denke, wir sollten das eher verhindern. 
 

Vorsitzender: Vielen Dank! Als letzter Frager 
Stephan Kühn! 
 
Abg. Stephan Kühn (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Ich habe nur eine Frage an den Bundes-
rechnungshof. Sie haben ja zu Recht drauf hin-
gewiesen, dass das Instrument ÖPP nicht als 
Vorfinanzierungsinstrument missbraucht werden 
soll. Können Sie da noch mal nennen, was aus 
Ihrer Sicht die Instrumente wären, um genau das 
zu verhindern? Und in diesem Zusammenhang 
würde mich auch Ihre Einschätzung interessie-
ren, was den Risikotransfer und den öffentlichen 
Haushalt angeht, mit Blick auf die erheblichen 
Haftungsrisiken, Haftungsverpflichtungen im 
Einzelplan 8 des Bundeshaushalts. Zum Schluss 
kann man ja auch noch mal die Bundesregierung 
fordern. Bei dieser Anhörung ist ja darauf hin-
gewiesen worden, dass eigentlich ein ÖPP- 
Transparenzleitfaden erforderlich wäre, den die 
Bundesregierung erarbeiten könnte und dass wir 
ein Problem haben mit fehlenden Standards mit 
Blick auf die Vertragsausgestaltung. Da würde 
mich natürlich interessieren, wie die Bundesre-
gierung jetzt auch im Ergebnis der Anhörung an 
diesen Themen weiterarbeitet. 
 
Vorsitzender: Herr Bönte! 
 
Ralf Bönte (BRH): Grundsätzlich folgt aus der 
Tatsache, dass man ÖPP nicht als Vorfinanzie-
rungsmodell sieht, letztlich dass es nur am Er-
gebnis der Wirtschaftlichkeitsuntersuchung be-
messen wir. Das ist eigentlich der Grundsatz. Ich 
nehme an, Sie sprechen die Frage an, ob man 
ÖPP in der Schuldenregel berücksichtigen sollte 
oder nicht. Das müsste der zuständige Bund- 
Länder-Ausschuss diskutieren. Der Bundes-
rechnungshof steht dieser Diskussion in dem 
Gremium zur Verfügung und würde das auch 
begrüßen, wenn es hier diskutiert würde. Was 
die Risiken angeht, ist mir ehrlich gesagt nicht 
ganz klar, wie Sie das meinen. Grundsätzlich 
kann man natürlich sagen, dass die Risiken, die 
mit dem Projekt übergehen, in der Wirtschaft-
lichkeitsuntersuchung quantifiziert werden 
müssen und sie müssen sich, wenn sie dann 
letztlich vom Privaten übernommen worden sind, 
auch in seinem Angebot niederschlagen. Das 
heißt, er wird diese Risiken bepreisen. Und 
letztlich sind sie damit über das zu zahlende 
Verfügbarkeits- oder sonstige Entgelt im Haus-
halt eingestellt. Das kann man so sicherlich 
sagen, denn ob sie sich dann realisieren oder 
nicht ist dahingestellt. 
 
Vorsitzender: Vielen Dank! Und damit hat das 
letzte Wort die Bundesregierung. Kollege 
Staatssekretär! 
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PSts Dr. Andreas Scheuer (BMVBS): Danke 
schön, Herr Vorsitzender für diese Formulierung! 
Wir werden den Leitfaden zur Wirtschaftlich-
keitsuntersuchung ja wie angekündigt fort-
schreiben, da wird es auch Bestandteile dazu 
geben, welche Vertragsinhalte sich von den 
Modalitäten her bewährt haben. Wir lernen – und 
das zeigt ja diese Anhörung auch – mit jeder 
Expertenmeinung dazu. Deswegen wird es na-
türlich zu mehr Transparenzerfordernissen 
kommen, allein von diesem Leitfaden her, der 
sich mit der Wirtschaftlichkeitsuntersuchung 
beschäftigt. Wenn wir diesen Leitfaden fertig 
haben, können wir auch in die Fraktionen – wir 
werden ja diese Anhörungen auch auswerten 
und wir werden danach versuchen, Ihnen un-
seren Vorschlag zu geben. Und dann wird die 
Diskussion an dieser Stelle nicht zu Ende sein. 
 
Vorsitzender: Vielen Dank an alle Kollegen! 
Vielen Dank an die geladenen Experten für Ihre 
Stellungnahme! Vielen Dank ans Publikum! 
 
 
 
Schluss der Sitzung: 13.00 Uhr  
 
 
 
 
 
Dr. Anton Hofreiter, MdB 
Vorsitzender 
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